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Einführung 
 

Aufgaben der Raumordnung, Landesplanung und Regionalplanung; 

Erläuterungen zu dieser Vorschriftensammlung 

 
Das Recht der Raumordnung ist der konkurrierenden Gesetzgebung zugeord-

net. Die Länder sind zur eigenen Gesetzgebung nur befugt, solange und soweit 

der Bund nicht von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebraucht gemacht hat. 

Artikel 72 Abs. 3 Grundgesetz räumt den Ländern jedoch ein, sogenanntes 

Abweichungsrecht von Vorschriften des Raumordnungsgesetzes des Bundes 

erlassen zu dürfen. Weichen Regelungen im Bundes- und Landesrecht vonei-

nander ab, geht die jeweils später verkündete gesetzliche Regelung vor. 
 

Mit dem Raumordnungsgesetz (ROG) hat der Bundesgesetzgeber selbst die 

wesentlichen Vorgaben für die Raumordnung in den Ländern erlassen. Die 

Bestimmungen im ROG des Bundes werden durch das Niedersächsische 

Raumordnungsgesetz (NROG) ergänzt; vereinzelt wird Bundesrecht modifi-

ziert und abweichendes Bundesrecht normiert. In der Praxis sind das ROG des 

Bundes und das NROG gemeinsam anzuwenden. 
 

Sind im Rahmen von Planungsverfahren sowie im Rahmen von Raumord-

nungsverfahren die umweltbezogenen Auswirkungen in Form einer Umweltprü-

fung zu untersuchen, sind neben den Vorschriften des ROG und des NROG 

auch Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) ergänzend anzuwenden. 

Bei der Raumordnungsplanung richtet sich die Durchführung einer strategi-

schen Umweltprüfung nach dem ROG. Das UVPG ist nur bei grenzüberschrei-

tenden Beteiligungsverfahren ergänzend anzuwenden, weil das ROG hierzu 

ausdrücklich auf UVPG-Vorschriften verweist. 

Bei Raumordnungsverfahren für Vorhaben, die einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung unterliegen, sind die Vorschriften des UVPG und des Niedersächsischen 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG) immer dann 

anzuwenden, wenn sie weiterreichende Verfahrensregelungen beinhalten als 

das Raumordnungsrecht. Dies gilt, obwohl auf deren zwingende Einhaltung das 

ROG nicht ausdrücklich verweist. Allerdings enthält das NROG bereits weitge-

hend an das UVPG angepasste Verfahrensvorschriften, um die Rechtsanwen-

dung zu erleichtern. Eine UVP-Pflicht besteht für die in Anlage 1 des UVPG und 

Anlage 1 des NUVPG aufgelisteten Vorhaben, 

 die dort in Spalte 1 mit einem „X“ gekennzeichnet sind, und  
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 die dort in Spalte 2 mit „A“ oder „S“ gekennzeichnet sind nach Maßgabe 

einer allgemeinen oder standortbezogenen Vorprüfung („Screening“).  
 

§ 22 NROG sowie das Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-

nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 

(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) lassen in Bezug auf Vorschriften 

des UVPG, des ROG und des NROG bis zum 31.12.2022 befristete Sonderre-

gelungen zu.  
 

Diese gesetzlichen Regelungen werden durch Regelungen auf Verordnungs-

ebene ergänzt, insbesondere durch  

 die Raumordnungsverordnung (RoV) des Bundes für Raumordnungs-

verfahren oder  

 die Regelungen über den Aufbau der beschreibenden und zeichneri-

schen Darstellung der Regionalen Raumordnungsprogramme in Anlage 

3 zu § 1 Abs. 2 der Verordnung über das Landes-Raumordnungs-

programm Niedersachsen (LROP-VO).   
 

Die Vorschriften im ROG, NROG und UVPG sowie der RoV und der Anlage 3 

zu § 1 Abs. 2 LROP-VO bilden die Ermächtigungsgrundlagen dafür, in Nieder-

sachsen Raumordnungspläne aufstellen zu dürfen und raumordnungsrechtliche 

Verfahren durchzuführen. Sie enthalten übergeordnete Leit- und Grundsätze 

der Raumordnung, Ermächtigungen für mögliche Inhalte von Raumordnungs-

plänen sowie diesbezügliche Verfahrens- und Formvorschriften. Sie bestimmen 

ferner die Zuständigkeiten, Verfahrensabläufe, Voraussetzungen und Prüfkrite-

rien, um Raumordnungsverfahren durchzuführen, in Einzelfällen Zielabwei-

chungen zuzulassen oder Planungen oder Vorhaben zu untersagen, die gel-

tenden Zielen oder in Aufstellung befindlichen Planungen widersprechen. 
 

Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) sind insbesondere dort relevant, 

wo es um die Bindungswirkung von Zielen der Raumordnung für die Bauleitpla-

nung und um die Ausschlusswirkung von Vorrang- und Eignungsgebieten geht. 

Diese Regelungen finden sich ebenfalls in dieser Vorschriftensammlung.  
 

Weitere Informationen über Raumordnung und Landesentwicklung in Nieder-

sachsen, auf das Landes-Raumordnungsprogramm sowie Hinweise auf Ver-

waltungsvorschriften und Arbeitshilfen für das Gebiet des Raumordnungsrechts 

sind erhältlich unter 
 

www.raumordnung.niedersachsen.de sowie unter 

https://www.ml.niedersachsen.de unter „Raumordnung und Landesplanung



ROG   

- 4 - 
 

Raumordnungsgesetz (ROG) 
 

vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986)*, zuletzt geändert  
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) 

 

*)  Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Neufassung des Raumordnungsgesetzes 
und zur Änderung anderer Vorschriften vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). 

 

Redaktioneller Hinweis: Die im Bundesgesetzblatt verkündete amtliche Fassung des 
ROG enthält keine Satznummerierung. Um die Zitierung von Regelungen zu erleich-
tern, wurde in nachstehender Lesefassung eine Satznummerierung eingefügt. 
 

 
Inhaltsübersicht 

 
Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

  

§  1 Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung 

§  2 Grundsätze der Raumordnung 

§  3 Begriffsbestimmungen 

§  4 Bindungswirkungen der Erfordernisse der Raumordnung 

§  5 Beschränkung der Bindungswirkung nach § 4 

§  6 Ausnahmen und Zielabweichung 

§  7 Allgemeine Vorschriften über Raumordnungspläne 

§  8 Umweltprüfung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen 

§  9 Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen 

§ 10 Bekanntmachung von Raumordnungsplänen; Bereithaltung von 

Raumordnungsplänen und von Unterlagen 

§ 11 Planerhaltung 

§ 12 Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen 

 

Abschnitt 2 

Raumordnung in den Ländern  

 

§ 13 Landesweite Raumordnungspläne, Regionalpläne und regionale 

Flächennutzungspläne 
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§ 14 Raumordnerische Zusammenarbeit 

§ 15 Raumordnungsverfahren 

§ 16 Beschleunigtes Raumordnungsverfahren; Absehen von Raumord-

nungsverfahren 

 

Abschnitt 3 

Raumordnung im Bund 

  

§ 17 Raumordnungspläne für die deutsche ausschließliche Wirtschafts-

zone und für den Gesamtraum 

§ 18 Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen des  

Bundes 

§ 19 Zielabweichung bei Raumordnungsplänen des Bundes 

§ 20 Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen bei 

Raumordnungsplänen des Bundes 

§ 21 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

§ 22 Zuständigkeiten des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung 

§ 23 Beirat für Raumentwicklung 

  

Abschnitt 4 

Ergänzende Vorschriften und Schlussvorschriften 

  

§ 24 Zusammenarbeit von Bund und Ländern 

§ 25 Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen der 

Nachbarstaaten 

§ 26 (weggefallen) 

§ 27 Anwendungsvorschrift für die Raumordnung in den Ländern 

 

Anlage 1 (zu § 8 Absatz 1) 

Anlage 2 (zu § 8 Absatz 2) 
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Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1  

Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung 

 (1) 1Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume 

sind durch Raumordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und 

durch Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwi-

ckeln, zu ordnen und zu sichern. 2Dabei sind  

1. unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen 

und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflikte auszuglei-

chen, 

2. Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raums zu treffen. 

 (2) Leitvorstellung bei der Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 ist eine 

nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche 

an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu ei-

ner dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Le-

bensverhältnissen in den Teilräumen führt. 

 (3) Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume soll sich in die 

Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums einfügen; die Entwick-

lung, Ordnung und Sicherung des Gesamtraums soll die Gegebenheiten und 

Erfordernisse seiner Teilräume berücksichtigen (Gegenstromprinzip). 

 (4) Raumordnung findet im Rahmen der Vorgaben des Seerechtsüberein-

kommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 

1798) auch in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone statt. 

 

§ 2  

Grundsätze der Raumordnung 

 (1) Die Grundsätze der Raumordnung sind im Sinne der Leitvorstellung einer 

nachhaltigen Raumentwicklung nach § 1 Abs. 2 anzuwenden und durch Festle-

gungen in Raumordnungsplänen zu konkretisieren, soweit dies erforderlich ist. 

 (2) Grundsätze der Raumordnung sind insbesondere:  

1. 1Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und in seinen Teilräumen 

sind ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische 

und kulturelle Verhältnisse anzustreben. 2Dabei ist die nachhaltige Daseins-
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vorsorge zu sichern, nachhaltiges Wirtschaftswachstum und Innovation sind 

zu unterstützen, Entwicklungspotenziale sind zu sichern und Ressourcen 

nachhaltig zu schützen. 3Diese Aufgaben sind gleichermaßen in Ballungs-

räumen wie in ländlichen Räumen, in strukturschwachen wie in strukturstar-

ken Regionen zu erfüllen. 4Demographischen, wirtschaftlichen, sozialen so-

wie anderen strukturverändernden Herausforderungen ist Rechnung zu tra-

gen, auch im Hinblick auf den Rückgang und den Zuwachs von Bevölkerung 

und Arbeitsplätzen; regionale Entwicklungskonzepte und Bedarfsprognosen 

der Landes- und Regionalplanung sind einzubeziehen. 5Auf einen Ausgleich 

räumlicher und struktureller Ungleichgewichte zwischen den Regionen ist 

hinzuwirken. 6Die Gestaltungsmöglichkeiten der Raumnutzung sind langfris-

tig offenzuhalten. 

2. 1Die prägende Vielfalt des Gesamtraums und seiner Teilräume ist zu si-

chern. 2Es ist dafür Sorge zu tragen, dass Städte und ländliche Räume auch 

künftig ihre vielfältigen Aufgaben für die Gesellschaft erfüllen können. 3Mit 

dem Ziel der Stärkung und Entwicklung des Gesamtraums und seiner Teil-

räume ist auf Kooperationen innerhalb von Regionen und von Regionen 

miteinander, die in vielfältigen Formen, auch als Stadt-Land-

Partnerschaften, möglich sind, hinzuwirken. 4Die Siedlungstätigkeit ist räum-

lich zu konzentrieren, sie ist vorrangig auf vorhandene Siedlungen mit aus-

reichender Infrastruktur und auf Zentrale Orte auszurichten. 5Der Freiraum 

ist durch übergreifende Freiraum-, Siedlungs- und weitere Fachplanungen 

zu schützen; es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames 

Freiraumverbundsystem zu schaffen. 6Die weitere Zerschneidung der freien 

Landschaft und von Waldflächen ist dabei so weit wie möglich zu vermei-

den; die Flächeninanspruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen. 

3. 1Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvor-

sorge, insbesondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten 

der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgruppen, ist zur Sicherung von 

Chancengerechtigkeit in den Teilräumen in angemessener Weise zu ge-

währleisten; dies gilt auch in dünn besiedelten Regionen. 2Die soziale Infra-

struktur ist vorrangig in Zentralen Orten zu bündeln; die Erreichbarkeits- und 

Tragfähigkeitskriterien des Zentrale-Orte-Konzepts sind flexibel an regiona-

len Erfordernissen auszurichten. 3Es sind die räumlichen Voraussetzungen 

für die Erhaltung der Innenstädte und örtlichen Zentren als zentrale Versor-

gungsbereiche zu schaffen. 4Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rech-

nung zu tragen. 5Es sind die räumlichen Voraussetzungen für nachhaltige 

Mobilität und ein integriertes Verkehrssystem zu schaffen. 6Auf eine gute Er-

reichbarkeit der Teilräume untereinander durch schnellen und reibungslosen 
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Personen- und Güterverkehr ist hinzuwirken. 7Vor allem in verkehrlich hoch 

belasteten Räumen und Korridoren sind die Voraussetzungen zur Verlage-

rung von Verkehr auf umweltverträglichere Verkehrsträger wie Schiene und 

Wasserstraße zu verbessern. 8Raumstrukturen sind so zu gestalten, dass 

die Verkehrsbelastung verringert und zusätzlicher Verkehr vermieden wird. 

4. 1Der Raum ist im Hinblick auf eine langfristig wettbewerbsfähige und räum-

lich ausgewogene Wirtschaftsstruktur und wirtschaftsnahe Infrastruktur so-

wie auf ein ausreichendes und vielfältiges Angebot an Arbeits- und Ausbil-

dungsplätzen zu entwickeln. 2Regionale Wachstums- und Innovationspoten-

ziale sind in den Teilräumen zu stärken. 3Insbesondere in Räumen, in denen 

die Lebensverhältnisse in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bundesdurch-

schnitt wesentlich zurückgeblieben sind oder ein solches Zurückbleiben zu 

befürchten ist (strukturschwache Räume), sind die Entwicklungsvorausset-

zungen zu verbessern. 4Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die 

vorsorgende Sicherung sowie für die geordnete Aufsuchung und Gewinnung 

von standortgebundenen Rohstoffen zu schaffen. 5Den räumlichen Erfor-

dernissen für eine kostengünstige, sichere und umweltverträgliche Energie-

versorgung einschließlich des Ausbaus von Energienetzen ist Rechnung zu 

tragen. 6Ländliche Räume sind unter Berücksichtigung ihrer unterschiedli-

chen wirtschaftlichen und natürlichen Entwicklungspotenziale als Lebens- 

und Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung zu erhalten und zu 

entwickeln; dazu gehört auch die Umwelt- und Erholungsfunktion ländlicher 

Räume. 7Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die Land- und Forst-

wirtschaft in ihrer Bedeutung für die Nahrungs- und Rohstoffproduktion zu 

erhalten oder zu schaffen. 

5. 1Kulturlandschaften sind zu erhalten und zu entwickeln. 2Historisch geprägte 

und gewachsene Kulturlandschaften sind in ihren prägenden Merkmalen 

und mit ihren Kultur- und Naturdenkmälern sowie dem UNESCO-Kultur- und 

Naturerbe der Welt zu erhalten. 3Die unterschiedlichen Landschaftstypen 

und Nutzungen der Teilräume sind mit den Zielen eines harmonischen Ne-

beneinanders, der Überwindung von Strukturproblemen und zur Schaffung 

neuer wirtschaftlicher und kultureller Konzeptionen zu gestalten und weiter-

zuentwickeln. 4Es sind die räumlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 

dass die Land- und Forstwirtschaft ihren Beitrag dazu leisten kann, die na-

türlichen Lebensgrundlagen in ländlichen Räumen zu schützen sowie Natur 

und Landschaft zu pflegen und zu gestalten. 

6. 1Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Böden, des 

Wasserhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas einschließ-

lich der jeweiligen Wechselwirkungen zu entwickeln, zu sichern oder, soweit 
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erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen. 2Bei der Gestal-

tung räumlicher Nutzungen sind Naturgüter sparsam und schonend in An-

spruch zu nehmen; Grundwasservorkommen und die biologische Vielfalt 

sind zu schützen. 3Die erstmalige Inanspruchnahme von Freiflächen für 

Siedlungs- und Verkehrszwecke ist zu verringern, insbesondere durch quan-

tifizierte Vorgaben zur Verringerung der Flächeninanspruchnahme sowie 

durch die vorrangige Ausschöpfung der Potenziale für die Wiedernutzbar-

machung von Flächen, für die Nachverdichtung und für andere Maßnahmen 

zur Innenentwicklung der Städte und Gemeinden sowie zur Entwicklung 

vorhandener Verkehrsflächen. 4Beeinträchtigungen des Naturhaushalts sind 

auszugleichen, den Erfordernissen des Biotopverbundes ist Rechnung zu 

tragen. 5Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 

Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder 

Rückgewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen. 6Der 

Schutz der Allgemeinheit vor Lärm und die Reinhaltung der Luft sind sicher-

zustellen. 7Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung 

zu tragen, sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwir-

ken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen. 
8Dabei sind die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerba-

ren Energien, für eine sparsame Energienutzung sowie für den Erhalt und 

die Entwicklung natürlicher Senken für klimaschädliche Stoffe und für die 

Einlagerung dieser Stoffe zu schaffen. 9Die nachhaltige Entwicklung im Mee-

resbereich ist unter Anwendung eines Ökosystemansatzes gemäß der 

Richtlinie 2014/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 

Juli 2014 zur Schaffung eines Rahmens für die maritime Raumplanung (ABl. 

L 257 vom 28.8.2014, S. 135) zu unterstützen. 

7. Den räumlichen Erfordernissen der Verteidigung und des Zivilschutzes ist 

Rechnung zu tragen. 

8. 1Die räumlichen Voraussetzungen für den Zusammenhalt der Europäischen 

Union und im größeren europäischen Raum sowie für den Ausbau und die 

Gestaltung der transeuropäischen Netze sind zu gewährleisten. 2Raum-

bedeutsamen Planungen und Maßnahmen der Europäischen Union und der 

europäischen Staaten ist Rechnung zu tragen. 3Die Zusammenarbeit der 

Staaten und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Städte und Re-

gionen sind zu unterstützen. 
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§ 3 

Begriffsbestimmungen 

 (1) Im Sinne dieses Gesetzes sind  

1. Erfordernisse der Raumordnung: 

Ziele der Raumordnung, Grundsätze der Raumordnung und sonstige Erfor-

dernisse der Raumordnung; 

2. Ziele der Raumordnung: 

verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder 

bestimmbaren, vom Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen 

textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur 

Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums; 

3. Grundsätze der Raumordnung: 

Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorga-

ben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen; 

Grundsätze der Raumordnung können durch Gesetz oder als Festlegungen 

in einem Raumordnungsplan aufgestellt werden; 

4. sonstige Erfordernisse der Raumordnung: 

in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung, Ergebnisse förmlicher 

landesplanerischer Verfahren wie des Raumordnungsverfahrens und lan-

desplanerische Stellungnahmen; 

5. öffentliche Stellen: 

Behörden des Bundes und der Länder, kommunale Gebietskörperschaften, 

bundesunmittelbare und die der Aufsicht eines Landes unterstehenden Kör-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts; 

6. raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen: 

Planungen einschließlich der Raumordnungspläne, Vorhaben und sonstige 

Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche 

Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird, einschließlich 

des Einsatzes der hierfür vorgesehenen öffentlichen Finanzmittel; 

7. Raumordnungspläne: 

zusammenfassende, überörtliche und fachübergreifende Pläne nach den 

§§ 13 und 17. 
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 (2) Werden die Begriffe nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 in anderen Bundesgeset-

zen verwandt, sind sie, soweit sich aus diesen Bundesgesetzen nicht etwas 

anderes ergibt, im Sinne von Absatz 1 auszulegen. 

 

§ 4  

Bindungswirkungen der Erfordernisse der Raumordnung 

 (1) 1Bei  

1. raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen öffentlicher Stellen, 

2. Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer 

Planungen und Maßnahmen anderer öffentlicher Stellen, 

3. Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer 

Planungen und Maßnahmen von Personen des Privatrechts, die der Plan-

feststellung oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung der Planfeststel-

lung bedürfen, 

sind Ziele der Raumordnung zu beachten sowie Grundsätze und sonstige Er-

fordernisse der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen 

zu berücksichtigen. 2Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt entsprechend bei raumbedeutsa-

men Planungen und Maßnahmen, die Personen des Privatrechts in Wahrneh-

mung öffentlicher Aufgaben durchführen, wenn öffentliche Stellen an den Per-

sonen mehrheitlich beteiligt sind oder die Planungen und Maßnahmen über-

wiegend mit öffentlichen Mitteln finanziert werden. 3Weitergehende Bindungs-

wirkungen von Erfordernissen der Raumordnung nach Maßgabe der für diese 

Entscheidungen geltenden Vorschriften bleiben unberührt. 

 (2) Bei sonstigen Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit 

raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen von Personen des Privatrechts 

sind die Erfordernisse der Raumordnung nach den für diese Entscheidungen 

geltenden Vorschriften zu berücksichtigen. 

 (3) Bei Genehmigungen über die Errichtung und den Betrieb von öffentlich 

zugänglichen Abfallbeseitigungsanlagen von Personen des Privatrechts nach 

den Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind die Ziele der 

Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze der Raumordnung und die 

sonstigen Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen. 
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§ 5 

Beschränkung der Bindungswirkung nach § 4 

 (1) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen von öffentlichen Stel-

len des Bundes, von anderen öffentlichen Stellen, die im Auftrag des Bundes 

tätig sind, sowie von Personen des Privatrechts nach § 4 Abs. 1 Satz 2, die für 

den Bund öffentliche Aufgaben durchführen, gilt die Bindungswirkung der Ziele  

der Raumordnung in Raumordnungsplänen nach § 13 Absatz 1 nur, wenn die 

zuständige Stelle oder Person bei der Aufstellung des Raumordnungsplans 

nach § 9 beteiligt worden ist und sie innerhalb einer Frist von zwei Monaten 

nach Mitteilung des rechtsverbindlichen Ziels nicht widersprochen hat. 

 (2) Der Widerspruch nach Absatz 1 lässt die Bindungswirkung des Ziels der 

Raumordnung gegenüber der widersprechenden Stelle oder Person nicht ent-

stehen, wenn  

1. das ihre Belange berührende Ziel der Raumordnung auf einer fehlerhaften 

Abwägung beruht oder 

2. sie ihre raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen nicht auf anderen 

geeigneten Flächen durchführen kann als auf denen, für die ein entgegen-

stehendes Ziel im Raumordnungsplan festgelegt wurde. 

 (3) 1Macht eine Veränderung der Sachlage ein Abweichen von den Zielen 

der Raumordnung erforderlich, kann die Stelle oder Person nach Absatz 1 mit 

Zustimmung der nächsthöheren Behörde innerhalb angemessener Frist, spä-

testens sechs Monate ab Kenntnis der veränderten Sachlage, unter den Vo-

raussetzungen von Absatz 2 nachträglich widersprechen. 2Muss infolge des 

nachträglichen Widerspruchs der Raumordnungsplan geändert, ergänzt oder 

aufgehoben werden, hat die widersprechende Stelle oder Person die dadurch 

entstehenden Kosten zu ersetzen. 

 (4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für raumbedeutsame Planungen 

und Maßnahmen öffentlicher Stellen der Länder und der Träger der Regional-

planung hinsichtlich der Bindungswirkung der Ziele der Raumordnung in 

Raumordnungsplänen des Bundes nach § 17 Absatz 2. 

 

§ 6  

Ausnahmen und Zielabweichung 

 (1) Von Zielen der Raumordnung können im Raumordnungsplan Ausnahmen 

festgelegt werden. 

 (2) 1Von Zielen der Raumordnung kann abgewichen werden, wenn die Ab-
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weichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die 

Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 2Antragsberechtigt sind die öf-

fentlichen Stellen und die Personen des Privatrechts, die das Ziel, von dem ei-

ne Abweichung zugelassen werden soll, nach § 4 zu beachten haben. 

 

§ 7  

Allgemeine Vorschriften über Raumordnungspläne 

 (1) 1In Raumordnungsplänen sind für einen bestimmten Planungsraum und 

einen regelmäßig mittelfristigen Zeitraum Festlegungen als Ziele und Grundsät-

ze der Raumordnung zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums, 

insbesondere zu den Nutzungen und Funktionen des Raums, zu treffen. 2Es 

kann festgelegt werden, dass bestimmte Nutzungen und Funktionen des 

Raums nur für einen bestimmten Zeitraum oder ab oder bis zum Eintritt be-

stimmter Umstände vorgesehen sind; eine Folge- oder Zwischennutzung kann 

festgelegt werden. 3Die Festlegungen nach Satz 1 und 2 können auch in räum-

lichen und sachlichen Teilplänen getroffen werden. 4Ziele und Grundsätze der 

Raumordnung sind als solche zu kennzeichnen. 

 (2) 1Bei der Aufstellung der Raumordnungspläne sind die öffentlichen und 

privaten Belange, soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar und 

von Bedeutung sind, gegeneinander und untereinander abzuwägen. 2Das Er-

gebnis der Umweltprüfung nach § 8 sowie die Stellungnahmen im Beteiligungs-

verfahren nach § 9 sind in der Abwägung nach Satz 1 zu berücksichtigen. 
3Raumordnungspläne benachbarter Planungsräume sind aufeinander abzu-

stimmen. 

 (3) 1Die Festlegungen nach Absatz 1 können auch Gebiete bezeichnen. 
2Insbesondere können dies Gebiete sein, 

1. die für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen 

sind und andere raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen in diesem 

Gebiet ausschließen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder 

Nutzungen nicht vereinbar sind (Vorranggebiete), 

2. die bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen vorbehalten 

bleiben sollen, denen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeut-

samen Funktionen oder Nutzungen besonderes Gewicht beizumessen ist 

(Vorbehaltsgebiete), 

                                                 
 Hinweis: § 7 Abs. 1 Satz 3 ROG findet in Niedersachsen keine Anwendung für Regionale Raumord-
nungsprogramme, siehe vom Bundesrecht abweichende Regelung in § 5 Abs. 1 Satz 2 NROG. 
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3. in denen bestimmten raumbedeutsamen Maßnahmen oder Nutzungen, die 

städtebaulich nach § 35 des Baugesetzbuchs zu beurteilen sind, andere 

raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wobei diese Maßnahmen 

oder Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen sind 

(Eignungsgebiete), 

4. die im Meeresbereich liegen, und in denen bestimmten raumbedeutsamen 

Funktionen oder Nutzungen andere raumbedeutsame Belange nicht entge-

genstehen, wobei diese Funktionen oder Nutzungen an anderer Stelle im 

Planungsraum ausgeschlossen sind (Eignungsgebiete für den Meeresbe-

reich). 
3Bei Vorranggebieten kann festgelegt werden, dass sie zugleich die Wirkung 

von Eignungsgebieten nach Satz 2 Nummer 3 oder 4 haben. 

 (4) Die Raumordnungspläne sollen auch diejenigen Festlegungen zu raum-

bedeutsamen Planungen und Maßnahmen von öffentlichen Stellen und Perso-

nen des Privatrechts nach § 4 Absatz 1 Satz 2 enthalten, die zur Aufnahme in 

Raumordnungspläne geeignet und zur Koordinierung von Raumansprüchen 

erforderlich sind und die durch Ziele oder Grundsätze der Raumordnung gesi-

chert werden können. 

 (5) Den Raumordnungsplänen ist eine Begründung beizufügen. 

 (6) Soweit ein Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein europäi-

sches Vogelschutzgebiet in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutz-

zweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigt werden kann, sind 

bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen nach den § 13 und § 17 Absatz 1 

und 2 die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit 

und Durchführung von derartigen Eingriffen einschließlich der Einholung der 

Stellungnahme der Europäischen Kommission anzuwenden. 

 (7) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Aufstellung von Raumord-

nungsplänen gelten auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung. 

 (8) Raumordnungspläne nach § 13 Absatz 6 und § 17 sind mindestens alle 

zehn Jahre zu überprüfen. 

 

§ 8  

Umweltprüfung 

 (1) 1Bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen ist von der für den Raum-

ordnungsplan zuständigen Stelle eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die 

voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen des Raumordnungsplans auf 
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1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und 

die biologische Vielfalt, 

2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 

3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 

4. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

zu ermitteln und in einem Umweltbericht frühzeitig zu beschreiben und zu be-

werten sind; der Umweltbericht enthält die Angaben nach der Anlage 1. 2Der 

Untersuchungsrahmen der Umweltprüfung einschließlich des erforderlichen 

Umfangs und Detaillierungsgrads des Umweltberichts ist festzulegen; die öf-

fentlichen Stellen, deren umwelt- und gesundheitsbezogener Aufgabenbereich 

von den Umweltauswirkungen des Raumordnungsplans berührt werden kann, 

sind hierbei zu beteiligen. 3Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach 

gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie 

nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Raumordnungsplans angemessener-

weise verlangt werden kann. 

 (2) 1Bei geringfügigen Änderungen von Raumordnungsplänen kann von ei-

ner Umweltprüfung abgesehen werden, wenn durch eine überschlägige Prü-

fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 genannten Kriterien festgestellt 

wurde, dass sie voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben 

werden. 2Diese Prüfung ist unter Beteiligung der öffentlichen Stellen, deren 

umwelt- und gesundheitsbezogener Aufgabenbereich von den Umweltauswir-

kungen des Raumordnungsplans berührt werden kann, durchzuführen. 3Sofern 

festgestellt wurde, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten 

sind, sind die zu diesem Ergebnis führenden Erwägungen in die Begründung 

des Plans aufzunehmen. 

  (3) 1Die Umweltprüfung soll bei der Aufstellung eines Raumordnungsplans 

auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt wer-

den, wenn in anderen das Plangebiet ganz oder teilweise umfassenden Plänen 

oder Programmen bereits eine Umweltprüfung nach Absatz 1 durchgeführt 

wurde. 2Die Umweltprüfung kann mit anderen Prüfungen zur Ermittlung oder 

Bewertung von Umweltauswirkungen verbunden werden. 

 (4) 1Die erheblichen Auswirkungen der Durchführung der Raumordnungsplä-

ne auf die Umwelt sind auf Grundlage der in der zusammenfassenden Erklä-

rung nach § 10 Abs. 3 genannten Überwachungsmaßnahmen von der in den 

Landesplanungsgesetzen genannten Stelle, oder, sofern Landesplanungsge-

setze keine Regelung treffen, von der für den Raumordnungsplan zuständigen 

oder der im Raumordnungsplan bezeichneten öffentlichen Stelle zu überwa-
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chen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig 

zu ermitteln und um in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu 

ergreifen. 2Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen unterrichten die 

öffentliche Stelle nach Satz 1, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnis-

sen die Durchführung des Raumordnungsplans erhebliche, insbesondere un-

vorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat. 

 

§ 9  

Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen 

 (1) 1Die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentlichen 

Stellen sind von der Aufstellung des Raumordnungsplans zu unterrichten. 2Die 

öffentlichen Stellen sind aufzufordern, Aufschluss über diejenigen von ihnen 

beabsichtigten oder bereits eingeleiteten Planungen und Maßnahmen sowie 

über deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die Planaufstellung bedeut-

sam sein können. 3Gleiches gilt für weitere ihnen vorliegende Informationen, 

die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich 

sind. 

 (2) 1Der Öffentlichkeit sowie den in ihren Belangen berührten öffentlichen 

Stellen ist frühzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des Raum-

ordnungsplans, zu seiner Begründung und im Falle einer durchgeführten Um-

weltprüfung zum Umweltbericht zu geben. 2Dazu sind die in Satz 1 genannten 

sowie weitere nach Einschätzung der für den Raumordnungsplan zuständigen 

Stelle zweckdienliche Unterlagen für die Dauer von mindestens einem Monat 

öffentlich auszulegen. 3Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine 

Woche vor Beginn der Auslegung öffentlich bekannt zu machen; dabei ist unter 

Angabe einer angemessenen Frist, die zumindest der Auslegungsfrist ent-

spricht, darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen abgegeben werden können. 
4Mit Ablauf der Frist nach Satz 3 sind alle Stellungnahmen ausgeschlossen, die 

nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen; hierauf ist in der Be-

kanntmachung nach Satz 3 hinzuweisen. 5Bei der Beteiligung nach den Sätzen 

1 bis 3 sollen elektronische Informationstechnologien ergänzend genutzt wer-

den. 6Die zuständige Stelle gewährleistet durch organisatorische und techni-

sche Maßnahmen, dass die verwendete elektronische Informationstechnologie 

vor fremden Zugriffen gesichert wird*. 

 (3) 1Wird der Planentwurf nach Durchführung der Verfahrensschritte nach 

                                                 
 
* Hinweis: Abweichend von § 9 Abs. 1 und 2 i. V. m. § 7 Abs. 7 ROG können in Niedersachsen gering-
fügige Änderungen eines Raumordnungsplans ohne Umweltauswirkungen in einen vereinfachten Ver-
fahren erfolgen, siehe vom Bundesrecht abweichende Regelungen in § 6 Abs. 2 Satz 2 und 3 NROG. 
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Absatz 2 dergestalt geändert, dass dies zu einer erstmaligen oder stärkeren 

Berührung von Belangen führt, so ist der geänderte Teil erneut auszulegen; in 

Bezug auf die Änderung ist erneut Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
2Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellungnahme können angemes-

sen verkürzt werden. 3Die Beteiligung nach den Sätzen 1 und 2 kann auf die 

von der Änderung berührte Öffentlichkeit sowie auf die in ihren Belangen be-

rührten öffentlichen Stellen beschränkt werden, wenn durch die Änderung des 

Planentwurfs die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 

 (4) 1Wird die Durchführung eines Raumordnungsplans voraussichtlich erheb-

liche Auswirkungen auf das Gebiet eines Nachbarstaates haben, so ist die von 

diesem Staat als zuständig benannte oder, sofern der Staat keine Behörde be-

nannt hat, die oberste für Raumordnung zuständige Behörde zu unterrichten; 

ihr ist ein Exemplar des Planentwurfs zu übermitteln. 2Der Behörde nach Satz 1 

ist eine angemessene Frist zu setzen, innerhalb derer sie Gelegenheit zur Stel-

lungnahme hat. 3Absatz 2 Satz 5 und 6 sowie Absatz 3 gelten entsprechend. 
4Soweit die Durchführung des Plans erhebliche Umweltauswirkungen auf einen 

Nachbarstaat haben kann, ist dieser nach den §§ 60 und 61 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung zu beteiligen. 

 

§ 10  

Bekanntmachung von Raumordnungsplänen;  

Bereithaltung von Raumordnungsplänen und von Unterlagen 

 (1) Soweit der Raumordnungsplan nicht als Gesetz oder Rechtsverordnung 

verkündet wird, ist er oder seine Genehmigung oder der Beschluss über ihn 

öffentlich bekannt zu machen; mit der Bekanntmachung wird der Raumord-

nungsplan wirksam. 

 (2) 1Der Raumordnungsplan ist mit der Begründung und, soweit über die An-

nahme des Raumordnungsplans nicht durch Gesetz entschieden wird, einer 

Rechtsbehelfsbelehrung sowie im Falle einer durchgeführten Umweltprüfung 

mit der zusammenfassenden Erklärung nach Absatz 3 und der Aufstellung der 

Überwachungsmaßnahmen nach § 8 Absatz 4 Satz 1 zu jedermanns Einsicht 

bereitzuhalten. 2Bei der Bekanntmachung nach Absatz 1 oder der Verkündung 

ist darauf hinzuweisen, wo die Einsichtnahme erfolgen kann. 3Bei der Be-

kanntmachung oder Verkündung von Raumordnungsplänen sowie bei der Be-

reithaltung von Raumordnungsplänen und von Unterlagen sollen elektronische 

Informationstechnologien ergänzend genutzt werden. 4§ 9 Absatz 2 Satz 6 gilt 

entsprechend. 

 (3) Dem Raumordnungsplan ist eine zusammenfassende Erklärung beizufü-
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gen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Aufstellungsverfahren berück-

sichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den 

geprüften in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten ge-

wählt wurde, sowie über die im Rahmen der Überwachung der Auswirkungen 

auf die Umwelt nach § 8 Abs. 4 Satz 1 durchzuführenden Maßnahmen. 

 (4) Im Falle der Beteiligung von Nachbarstaaten nach § 9 Absatz 4 werden 

die in den Absätzen 2 und 3 genannten Informationen der dort zuständigen Be-

hörde übermittelt. 

 

§ 11  

Planerhaltung 

 (1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes 

ist für die Rechtswirksamkeit eines Raumordnungsplans nur beachtlich, wenn 

1. die Vorschriften des § 9 über die Beteiligung verletzt worden sind; dabei ist 

unbeachtlich, wenn einzelne Personen oder öffentliche Stellen nicht beteiligt 

worden sind oder eine grenzüberschreitende Beteiligung fehlerhaft erfolgte, 

die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Ent-

scheidung berücksichtigt worden sind; 

2. die Vorschriften des § 7 Absatz 5 und des § 9 Absatz 2 über die Begrün-

dung des Raumordnungsplans sowie seiner Entwürfe verletzt worden sind; 

dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung unvollständig ist; 

3. der mit der Bekanntmachung (§ 10) verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht 

wurde. 

 (2) Für die Rechtswirksamkeit eines Regionalplans ist auch unbeachtlich, 

wenn  

1. § 13 Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Regionalplans aus 

dem Raumordnungsplan für das Landesgebiet verletzt worden ist, ohne 

dass hierbei die sich aus dem Raumordnungsplan für das Landesgebiet er-

gebende geordnete räumliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist, oder 

2. der Regionalplan aus einem Raumordnungsplan für das Landesgebiet ent-

wickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften sich nach Bekanntmachung oder Verkündung 

des Regionalplans herausstellt. 

 (3) 1Für die Abwägung nach § 7 Abs. 2 ist die Sach- und Rechtslage im Zeit-
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punkt der Beschlussfassung über den Raumordnungsplan maßgebend. 
2Mängel im Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und 

auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

 (4) Bei Anwendung des § 8 gilt ergänzend zu den Absätzen 1 bis 3: 

1. Ein für die Rechtmäßigkeit des Raumordnungsplans beachtlicher Mangel 

des nach § 9 Absatz 2 bei der Beteiligung beizufügenden Umweltberichts 

(§ 8 Abs. 1) besteht, wenn dieser in wesentlichen Punkten unvollständig ist 

und diese Punkte nicht Bestandteil der zusammenfassenden Erklärung nach 

§ 10 Abs. 3 sind. 

2. Unterbleibt nach § 8 Abs. 2 eine Umweltprüfung, gilt die Vorprüfung des 

Einzelfalls als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den 

Vorgaben von § 8 Abs. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvoll-

ziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne öffentliche Stellen nicht 

beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des 

Raumordnungsplans beachtlicher Mangel. 

 (5) 1Unbeachtlich werden  

1. eine nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verletzung der dort bezeichne-

ten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. nach Absatz 3 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

3. eine nach Absatz 4 beachtliche Verletzung der Vorschriften über die Um-

weltprüfung, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Raumord-

nungsplans gegenüber der zuständigen Stelle unter Darlegung des die Verlet-

zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 2Bei Inkraft-

setzung des Raumordnungsplans ist auf die Voraussetzungen für die Geltend-

machung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hinzuwei-

sen. 

 (6) Der Raumordnungsplan kann durch ein ergänzendes Verfahren zur Be-

hebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
 

§ 12  

Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen 

 (1) Die Raumordnungsbehörde kann raumbedeutsame Planungen und Maß-

nahmen sowie die Entscheidung über deren Zulässigkeit gegenüber den in § 4 

genannten öffentlichen Stellen unbefristet untersagen, wenn Ziele der Raum-

ordnung entgegenstehen. 
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 (2) 1Die Raumordnungsbehörde kann raumbedeutsame Planungen und 

Maßnahmen sowie die Entscheidung über deren Zulässigkeit gegenüber den in 

§ 4 genannten öffentlichen Stellen befristet untersagen, wenn sich ein Raum-

ordnungsplan in Aufstellung befindet und wenn zu befürchten ist, dass die Pla-

nung oder Maßnahme die Verwirklichung der vorgesehenen Ziele der Raum-

ordnung unmöglich machen oder wesentlich erschweren würde. 2Die Dauer der 

Untersagung beträgt bis zu zwei Jahre. 3Die Untersagung kann um ein weiteres 

Jahr verlängert werden. 

 (3) Rechtsbehelfe gegen eine Untersagung haben keine aufschiebende Wir-

kung. 

 

Abschnitt 2 

Raumordnung in den Ländern 

 

§ 13 

Landesweite Raumordnungspläne,  

Regionalpläne und regionale Flächennutzungspläne 

 (1) 1In den Ländern sind aufzustellen: 

1. ein Raumordnungsplan für das Landesgebiet (landesweiter Raumordnungs-

plan) und 

2. Raumordnungspläne für die Teilräume der Länder (Regionalpläne).  

2In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg kann ein Flächennutzungsplan 

nach § 5 des Baugesetzbuchs die Funktion eines Plans nach Satz 1 Nummer 1 

übernehmen; hierfür gelten die Absätze 5 und 6, § 7 Absatz 3, 4 und 8 sowie 

die §§ 9 und 10 entsprechend. 3Satz 1 Nummer 2 gilt nicht in den Ländern Ber-

lin, Bremen, Hamburg und Saarland. 

 (2) 1Die Regionalpläne sind aus dem Raumordnungsplan für das Landesge-

biet zu entwickeln. 2Die Flächennutzungspläne und die Ergebnisse der von 

Gemeinden beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planungen sind entspre-

chend § 1 Absatz 3 in der Abwägung nach § 7 Absatz 2 zu berücksichtigen. 

 (3) Ist eine Planung angesichts bestehender Verflechtungen, insbesondere 

in einem verdichteten Raum, über die Grenzen eines Landes hinaus erforder-

lich, soll eine gemeinsame Regionalplanung erwogen werden. 

                                                 
 Hinweis: § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ROG findet in Niedersachsen keine Anwendung für kreisfreie Städte 
als Regionalplanungsträger, siehe vom Bundesrecht abweichende Regelung in § 5 Abs. 2 NROG. 
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 (4) 1Erfolgt die Regionalplanung durch Zusammenschlüsse von Gemeinden 

und Gemeindeverbänden zu regionalen Planungsgemeinschaften, kann ein 

Regionalplan zugleich die Funktion eines gemeinsamen Flächennutzungsplans 

nach § 204 des Baugesetzbuchs übernehmen, wenn er den §§ 7 bis 13 dieses 

Gesetzes und den Vorschriften des Baugesetzbuchs entspricht (regionaler Flä-

chennutzungsplan). 2Im Plan nach Satz 1 sind sowohl die Festlegungen im 

Sinne des Absatzes 5 und des § 7 Absatz 3 und 4 als auch die Darstellungen 

im Sinne des § 5 des Baugesetzbuchs zu kennzeichnen; Ziele und Grundsätze 

der Raumordnung sind als solche zu kennzeichnen. 

 (5) 1Die Raumordnungspläne sollen Festlegungen zur Raumstruktur enthal-

ten, insbesondere zu  

1. der anzustrebenden Siedlungsstruktur; hierzu können gehören  

a) Raumkategorien, 

b) Zentrale Orte, 

c) besondere Gemeindefunktionen, wie Entwicklungsschwerpunkte und 

Entlastungsorte, 

d) Siedlungsentwicklungen, 

e) Achsen; 

2. der anzustrebenden Freiraumstruktur; hierzu können gehören  

a) großräumig übergreifende Freiräume und Freiraumschutz, 

b) Nutzungen im Freiraum, wie Standorte für die vorsorgende Sicherung 

sowie die geordnete Aufsuchung und Gewinnung von standortgebunde-

nen Rohstoffen, 

c) Sanierung und Entwicklung von Raumfunktionen, 

d) Freiräume zur Gewährleistung des vorbeugenden Hochwasserschutzes; 

3. den zu sichernden Standorten und Trassen für Infrastruktur; hierzu können 

gehören  

a) Verkehrsinfrastruktur und Umschlaganlagen von Gütern, 

b) Ver- und Entsorgungsinfrastruktur einschließlich Energieleitungen und  

-anlagen. 

2Bei Festlegungen nach Satz 1 Nummer 2 kann zugleich bestimmt werden, 

dass in diesem Gebiet unvermeidbare Beeinträchtigungen der Leistungsfähig-

keit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes an anderer Stelle ausgegli-
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chen, ersetzt oder gemindert werden. 

 (6) 1Soweit ein Plan nach Absatz 1 Regelungen für ein Gebiet der deutschen 

Küstengewässer nach § 3 Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes trifft, soll 

er unter Berücksichtigung etwaiger Wechselwirkungen zwischen Land und 

Meer sowie unter Berücksichtigung von Sicherheitsaspekten Festlegungen tref-

fen insbesondere 

1. zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs, 

2. zu weiteren wirtschaftlichen Nutzungen, 

3. zu wissenschaftlichen Nutzungen sowie 

4. zum Schutz und zur Verbesserung der Meeresumwelt. 

2Die Absätze 2 bis 5 finden insoweit keine Anwendung. 

 

§ 14  

Raumordnerische Zusammenarbeit 

 (1) 1Zur Vorbereitung oder Verwirklichung von Raumordnungsplänen oder 

von sonstigen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen die Trä-

ger der Landes- und Regionalplanung mit den hierfür maßgeblichen öffentli-

chen Stellen und Personen des Privatrechts einschließlich Nichtregierungsor-

ganisationen und der Wirtschaft zusammenarbeiten oder auf die Zusammenar-

beit dieser Stellen und Personen hinwirken. 2Die Zusammenarbeit nach Satz 1 

kann sowohl zur Entwicklung einer Region als auch im Hinblick auf grenzüber-

greifende Belange erfolgen; die Zusammenarbeit von Gemeinden zur Stärkung 

teilräumlicher Entwicklungen (interkommunale Zusammenarbeit) ist zu unter-

stützen. 

 (2) 1Formelle und informelle Arten der Zusammenarbeit nach Absatz 1 kön-

nen insbesondere sein:  

1. Vertragliche Vereinbarungen, insbesondere zur Koordinierung oder Verwirk-

lichung von raumordnerischen Entwicklungskonzepten und zur Vorbereitung 

oder Verwirklichung von Raumordnungsplänen, 

2. Maßnahmen wie regionale Entwicklungskonzepte, überregionale, regionale 

und interkommunale Netzwerke und Kooperationsstrukturen, regionale Fo-

ren und Aktionsprogramme zu aktuellen Handlungsanforderungen, 

3. Durchführung einer Raumbeobachtung und Bereitstellung der Ergebnisse 

für regionale und kommunale Träger sowie für Träger der Fachplanung im 

Hinblick auf raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, sowie Beratung 
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dieser Träger. 

2Im Falle des Satzes 1 Nr. 1 kann Gegenstand der vertraglichen Vereinbarung 

auch die Übernahme von Kosten sein, die dem Träger der Landes- oder Regi-

onalplanung bei der im Interesse des Vertragspartners liegenden Vorbereitung 

oder Verwirklichung von Raumordnungsplänen entstehen. 

 

§ 15  

Raumordnungsverfahren 

 (1) 1Die für Raumordnung zuständige Landesbehörde prüft in einem beson-

deren Verfahren die Raumverträglichkeit raumbedeutsamer Planungen und 

Maßnahmen im Sinne von § 1 der Raumordnungsverordnung (Raumordnungs-

verfahren). 2Hierbei sind die raumbedeutsamen Auswirkungen der Planung o-

der Maßnahme unter überörtlichen Gesichtspunkten zu prüfen; insbesondere 

werden die Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung und die 

Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ge-

prüft. 3Gegenstand der Prüfung nach Satz 2 sollen auch ernsthaft in Betracht 

kommende Standort- oder Trassenalternativen sein. 

 (2) 1Der Träger der raumbedeutsamen Planung oder Maßnahme legt der für 

Raumordnung zuständigen Landesbehörde die Verfahrensunterlagen vor, die 

notwendig sind, um eine Bewertung der raumbedeutsamen Auswirkungen des 

Vorhabens zu ermöglichen. 2Die Verfahrensunterlagen sollen in einem ver-

kehrsüblichen elektronischen Format eingereicht werden. 3Bei raumbedeutsa-

men Planungen und Maßnahmen der Verteidigung entscheidet das Bundesmi-

nisterium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle, bei raumbedeut-

samen Planungen und Maßnahmen des Zivilschutzes die zuständige Stelle 

über Art und Umfang der Angaben für die Planung oder Maßnahme. 

 (3) 1Die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen und die Öffentlich-

keit sind zu beteiligen. 2Die Verfahrensunterlagen sind für die Dauer von min-

destens einem Monat im Internet zu veröffentlichen. 3Der Träger der raumbe-

deutsamen Planung oder Maßnahme hat Anspruch darauf, dass seine Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnisse von der Behörde nicht unbefugt offenbart 

werden. 4Ort und Dauer der Veröffentlichung sind mindestens eine Woche vor 

Beginn der Veröffentlichung öffentlich bekannt zu machen; dabei ist unter An-

gabe einer angemessenen Frist, die zumindest der Veröffentlichungsfrist ent-

                                                 
 Hinweis: Abweichend von § 15 Abs. 3 Satz 2 ROG muss in Niedersachsen die Bereitstellung im Inter-
net mindestens bis zum Ablauf der Äußerungsfrist erfolgen, siehe vom Bundesrecht abweichende Re-
gelungen in § 10 Abs. 5 Satz 1 NROG. 
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spricht, darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen abgegeben werden können 

und bei der Abgabe elektronische Informationstechnologien genutzt werden 

sollen*. 5In der Bekanntmachung nach Satz 4 ist darauf hinzuweisen, dass und 

wo die Veröffentlichung im Internet nach Satz 2 erfolgt. 6Als zusätzliches Infor-

mationsangebot nach Satz 2 sind zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet 

andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten, etwa durch Versendung 

oder öffentlich zugängliche Lesegeräte, zur Verfügung zu stellen, soweit dies 

nach Feststellung der nach Absatz 2 Satz 1 zuständigen Behörde angemessen 

und zumutbar ist. 7Auf diese Zugangsmöglichkeiten ist in der Bekanntmachung 

nach Satz 4 hinzuweisen. 8§ 9 Absatz 2 Satz 6 gilt entsprechend. 9Bei raumbe-

deutsamen Planungen und Maßnahmen, die erhebliche Auswirkungen auf 

Nachbarstaaten haben können, erfolgt die Beteiligung der betroffenen Nach-

barstaaten im Raumordnungsverfahren nach den Grundsätzen der Gegensei-

tigkeit und Gleichwertigkeit. 10Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-

men nach Absatz 2 Satz 3 erfolgt die Entscheidung darüber, ob und in welchem 

Umfang die Öffentlichkeit einbezogen wird, im Einvernehmen mit den dort ge-

nannten Stellen. 

 (4) 1Das Raumordnungsverfahren ist nach Vorliegen der vollständigen Unter-

lagen innerhalb einer Frist von sechs Monaten abzuschließen. 2Hält der Vorha-

benträger nach Abschluss des Raumordnungsverfahrens an der Realisierung 

der raumbedeutsamen Planung oder Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 fest, soll 

er zeitnah die Durchführung des hierfür erforderlichen Zulassungsverfahrens 

oder, sofern dies gesetzlich vorgesehen ist, des Verfahrens zur Bestimmung 

der Planung und Linienführung beantragen. 3Die nach Absatz 2 Satz 1 zustän-

dige Behörde soll der Zulassungsbehörde die Verfahrensunterlagen, die Ge-

genstand des Raumordnungsverfahrens waren, unverzüglich nach der Antrag-

stellung des Vorhabenträgers in einem verkehrsüblichen elektronischen Format 

übermitteln. 4Im Zulassungsverfahren soll die Prüfung auf Belange beschränkt 

werden, die nicht Gegenstand des Raumordnungsverfahrens waren. 5Wird das 

Vorhaben abschnittsweise zugelassen, können das Raumordnungsverfahren 

sowie das Zulassungsverfahren oder, sofern dies gesetzlich vorgesehen ist, 

das Verfahren zur Bestimmung der Planung und Linienführung insoweit aufei-

nander abgestimmt werden. 

 (5) 1Der Träger einer raumbedeutsamen Planung oder Maßnahme kann die 

                                                 
*
 Hinweis: Abweichend von § 15 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 2 ROG ist in Niedersachsen für öffentliche Stel-
len eine feste Äußerungsfrist von 2 Monaten zu setzen (siehe vom Bundesrecht abweichende Rege-
lungen in § 10 Abs.4 Satz 3 NROG) sowie für die Öffentlichkeitsbeteiligung eine feste Äußerungsfrist 
bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungszeit (siehe vom Bundesrecht abweichende Regelungen in 
§ 10 Abs. 5 Satz 7 NROG). 
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Durchführung eines Raumordnungsverfahrens bei der für Raumordnung zu-

ständigen Landesbehörde beantragen. 2Stellt der Träger der raumbedeutsa-

men Planung oder Maßnahme keinen Antrag, zeigt er dies der für Raumord-

nung zuständigen Landesbehörde unter Beifügung der für die Raumverträglich-

keitsprüfung erforderlichen Unterlagen vor Einleitung eines Zulassungsverfah-

rens oder, sofern dies gesetzlich vorgesehen ist, eines Verfahrens zur Bestim-

mung der Planung und Linienführung an. 3In diesem Fall soll die für Raumord-

nung zuständige Landesbehörde ein Raumordnungsverfahren einleiten, wenn 

sie befürchtet, dass die Planung oder Maßnahme im Hinblick auf die in Absatz 

1 Satz 2 zweiter Halbsatz genannten Kriterien zu raumbedeutsamen Konflikten 

führen wird. 4Die für Raumordnung zuständige Landesbehörde teilt ihre Ent-

scheidung dem Träger der raumbedeutsamen Planung oder Maßnahme inner-

halb von vier Wochen nach dessen Anzeige gemäß Satz 2 mit. 5Bei raumbe-

deutsamen Planungen und Maßnahmen von öffentlichen Stellen des Bundes, 

von anderen öffentlichen Stellen, die im Auftrag des Bundes tätig sind, sowie 

von Personen des Privatrechts nach § 5 Absatz 1 trifft die für Raumordnung 

zuständige Landesbehörde die Entscheidung nach Satz 4 im Benehmen mit 

dieser Stelle oder Person. 

 (6) Für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg gilt Absatz 1 Satz 1 nicht. 

Schaffen diese Länder allein oder gemeinsam mit anderen Ländern Rechts-

grundlagen für Raumordnungsverfahren, finden die Absätze 1 bis 5 Anwen-

dung. 

 (7) Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens kann nur im Rahmen des 

Rechtsbehelfsverfahrens gegen die nachfolgende Zulassungsentscheidung 

überprüft werden. 

§ 16 

Beschleunigtes Raumordnungsverfahren 

 (1) 1Bei der Prüfung der Raumverträglichkeit raumbedeutsamer Planungen 

und Maßnahmen kann, soweit keine anderen Rechtsvorschriften entgegenste-

hen, auf die Beteiligung einzelner öffentlicher Stellen nach § 15 Abs. 3 Satz 1 

und 6 verzichtet werden, wenn die raumbedeutsamen Auswirkungen dieser 

Planungen und Maßnahmen gering sind oder wenn für die Prüfung der Raum-

verträglichkeit erforderliche Stellungnahmen schon in einem anderen Verfahren 

abgegeben wurden (beschleunigtes Raumordnungsverfahren)*.2Die Frist nach 

                                                 
* Hinweis: Abweichend von § 16 Abs. 1 i. V. m. § 15 Abs. 3 ROG können in Niedersachsen beschleu-
nigte Raumordnungsverfahren nur für nicht UVP-pflichtige Vorhaben ohne Öffentlichkeitsbeteiligung 
und/oder mit verkürzten Beteiligungsfristen durchgeführt werden, siehe vom Bundesrecht abweichende 
Regelung in § 12 NROG. 
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§ 15 Abs. 4 Satz 2 beträgt beim beschleunigten Raumordnungsverfahren 

grundsätzlich drei Monate. 

 (2) 1Von der Durchführung eines Raumordnungsverfahrens kann bei solchen 

Planungen und Maßnahmen abgesehen werden, für die sichergestellt ist, dass 

ihre Raumverträglichkeit anderweitig geprüft wird. 2Die Landesregierungen 

können durch Rechtsverordnung regeln, welche Fälle die Durchführung eines 

Raumordnungsverfahrens erübrigen. 

 

Abschnitt 3 

Raumordnung im Bund 
 

§ 17  

Raumordnungspläne für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone  

und für den Gesamtraum 

 (1) 1Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur stellt im 

Einvernehmen mit den fachlich betroffenen Bundesministerien für die deutsche 

ausschließliche Wirtschaftszone einen Raumordnungsplan als Rechtsverord-

nung auf. 2Der Raumordnungsplan soll unter Berücksichtigung etwaiger Wech-

selwirkungen zwischen Land und Meer sowie unter Berücksichtigung von Si-

cherheitsaspekten Festlegungen treffen 

1. zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs, 

2. zu weiteren wirtschaftlichen Nutzungen, 

3. zu wissenschaftlichen Nutzungen sowie 

4. zum Schutz und zur Verbesserung der Meeresumwelt. 

3Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie führt mit Zustimmung des 

Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat die vorbereitenden Verfah-

rensschritte zur Aufstellung des Raumordnungsplans durch. 4Das Bundesminis-

terium des Innern, für Bau und Heimat arbeitet mit den angrenzenden Staaten 

und Ländern zusammen, um die Abstimmung und Kohärenz des Raumord-

nungsplans mit den Raumplanungen der angrenzenden Staaten und Länder 

sicherzustellen. 

 (2) 1Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann im Einver-

nehmen mit den fachlich betroffenen Bundesministerien länderübergreifende 

Raumordnungspläne für den Hochwasserschutz sowie zu Standortkonzepten 

für Häfen und Flughäfen als Grundlage für ihre verkehrliche Anbindung im  
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Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung als Rechtsverordnung aufstellen.  
2Voraussetzung ist, dass dies für die räumliche Entwicklung und Ordnung des 

Bundesgebietes unter nationalen oder europäischen Gesichtspunkten erforder-

lich ist. 3Die Beratungs- und Unterrichtungspflicht nach § 24 Absatz 1 und 4 ist 

zu beachten. 4Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung führt mit Zu-

stimmung des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat die vorbe-

reitenden Verfahrensschritte zur Aufstellung der Raumordnungspläne durch. 
5Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat beteiligt bei der 

Planaufstellung die Bundesministerien und stellt das Benehmen mit den Län-

dern und den angrenzenden Staaten her.  

 (3) 1Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann im Einver-

nehmen mit den fachlich betroffenen Bundesministerien für die räumliche Ent-

wicklung des Bundesgebietes einzelne Grundsätze der Raumordnung nach § 2 

Absatz 2 durch Grundsätze in einem Raumordnungsplan konkretisieren. 2Die 

Beratungs- und Unterrichtungspflicht nach § 24 Absatz 1 und 4 ist zu beachten. 
3Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung führt mit Zustimmung des 

Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat die vorbereitenden Verfah-

rensschritte zur Aufstellung des Raumordnungsplans durch. 4Das Bundesminis-

terium des Innern, für Bau und Heimat beteiligt bei der Planaufstellung die 

Bundesministerien und stellt das Benehmen mit den Ländern und den angren-

zenden Staaten her. 

 (4) Zur Vorbereitung oder Verwirklichung von Raumordnungsplänen nach 

den Absätzen 1 und 2 kann der Träger der Bundesraumordnung entsprechend 

§ 14 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 vertragliche Vereinbarungen tref-

fen; Gegenstand dieser Vereinbarungen kann auch die Übernahme von Kosten 

sein, die dem Träger der Bundesraumordnung bei der im Interesse des Ver-

tragspartners liegenden Vorbereitung oder Verwirklichung von Raumordnungs-

plänen entstehen. 

 (5) 1Auf den Raumordnungsplan nach Absatz 3 finden die §§ 8 und 10 keine 

Anwendung. 2Der Raumordnungsplan nach Absatz 3 ist im Bundesanzeiger 

bekannt zu machen; mit der Bekanntmachung tritt er in Kraft. 3Die Bekanntma-

chung kann auch dadurch bewirkt werden, dass der Raumordnungsplan bei der 

Bundesverwaltung zu jedermanns Einsicht ausgelegt und im Bundesanzeiger 

darauf hingewiesen wird, wo der Raumordnungsplan eingesehen werden kann. 
4Elektronische Informationstechnologien sollen ergänzend genutzt werden; § 9 

Absatz 2 Satz 6 gilt entsprechend. 
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§ 18  

Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen des Bundes 

 (1) Bei der Aufstellung des Raumordnungsplans nach § 17 Absatz 1 sind Ort 

und Dauer der Auslegung nach § 9 Absatz 2 mindestens eine Woche vor Be-

ginn der Auslegung im Verkündungsblatt und auf der Internetseite der ausle-

genden Behörde nach § 17 Absatz 1 Satz 3 amtlich bekannt zu machen. 

 (2) Bei der Aufstellung der Raumordnungspläne nach § 17 Absatz 2 sind Ort 

und Dauer der Auslegung nach § 9 Absatz 2 mindestens eine Woche vor Be-

ginn der Auslegung im Verkündungsblatt und auf der Internetseite der ausle-

genden Behörde nach § 17 Absatz 2 Satz 4 amtlich bekannt zu machen. 

 

§ 19 

Zielabweichung bei Raumordnungsplänen des Bundes 

 1Hinsichtlich der Zielabweichung bei Raumordnungsplänen des Bundes gilt 

§ 6 Abs. 2 mit der Maßgabe, dass über den Antrag auf Zielabweichung bei 

Raumordnungsplänen nach § 17 Absatz 1 das Bundesamt für Seeschifffahrt 

und Hydrographie und bei Raumordnungsplänen nach § 17 Absatz 2 das Bun-

desministerium des Innern, für Bau und Heimat entscheidet. Wird über den An-

trag auf Zielabweichung im Zulassungsverfahren über eine raumbedeutsame 

Planung oder Maßnahme oder in einem anderen Verfahren entschieden, ist 

das Benehmen mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

erforderlich. 

 

§ 20  

Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen  

bei Raumordnungsplänen des Bundes 

 Für die Untersagung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen bei 

Raumordnungsplänen des Bundes gilt § 12 Abs. 2 und 3 mit der Maßgabe, 

dass für die Untersagung das Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-

mat zuständig ist. 

 

§ 21  

Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

 (1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-

stimmung des Bundesrates Planungen und Maßnahmen zu bestimmen, für die 

ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden soll, wenn sie im Einzelfall 



  ROG 

- 29 - 
 

raumbedeutsam sind und überörtliche Bedeutung haben. 

 (2) 1Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung die Bedeutung und Form der Planzeichen zu bestim-

men, die für die Festlegungen in Raumordnungsplänen notwendig sind. 2Die 

Rechtsverordnung nach Satz 1 bedarf der Zustimmung des Bundesrates, wenn 

sie die Bedeutung und Form der Planzeichen bestimmt, die für Festlegungen in 

Raumordnungsplänen der Länder notwendig sind. 

 

§ 22  

Zuständigkeiten des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung 

 (1) 1Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung führt ein Informations-

system zur räumlichen Entwicklung im Bundesgebiet und in den angrenzenden 

Gebieten. 2Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat stellt den 

Ländern die Ergebnisse des Informationssystems zur Verfügung. 

 (2) 1Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung erstattet dem Bun-

desministerium des Innern, für Bau und Heimat zur Vorlage an den Deutschen 

Bundestag in regelmäßigen Abständen Berichte, insbesondere über  

1. die bei der räumlichen Entwicklung des Bundesgebietes zugrunde zu legen-

den Tatsachen (Bestandsaufnahme, Entwicklungstendenzen), 

2. die im Rahmen der angestrebten räumlichen Entwicklung durchgeführten 

und beabsichtigten raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, 

3. die räumliche Verteilung der raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-

men des Bundes und der Europäischen Union im Bundesgebiet und deren 

Wirkung, 

4. die Auswirkungen der europäischen Integration auf die räumliche Entwick-

lung des Bundesgebietes. 

2Die Berichte können sich auf fachliche und teilräumliche Aspekte beschrän-

ken. 

§ 23  

Beirat für Raumentwicklung 

 (1) Der Beirat für Raumentwicklung hat die Aufgabe, das Bundesministerium 

des Innern, für Bau und Heimat in Grundsatzfragen der räumlichen Entwicklung 

zu beraten. 

 (2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat beruft im Be-
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nehmen mit den zuständigen Spitzenverbänden in den Beirat Vertreter aus der 

Wissenschaft und der Praxis aus Bereichen mit relevanten Bezügen zur räumli-

chen Entwicklung des Bundesgebietes. 

 

Abschnitt 4 

Ergänzende Vorschriften und Schlussvorschriften  
 

§ 24  

Zusammenarbeit von Bund und Ländern 

 (1) Grundsätzliche Angelegenheiten der Raumordnung sollen vom Bundes-

ministerium des Innern, für Bau und Heimat und den für Raumordnung zustän-

digen obersten Landesbehörden in der Ministerkonferenz für Raumordnung 

gemeinsam beraten werden. 

 (2) Bund und Länder können im Rahmen der Ministerkonferenz für Raum-

ordnung Leitbilder für die räumliche Entwicklung des Bundesgebietes oder von 

über die Länder hinausgreifenden Zusammenhängen entwickeln. 

 (3) 1Der Bund beteiligt sich in Zusammenarbeit mit den Ländern an einer Po-

litik des räumlichen Zusammenhalts in der Europäischen Union und im größe-

ren europäischen Raum. 2Bund und Länder wirken bei der grenzüberschreiten-

den Zusammenarbeit mit den Nachbarstaaten im Bereich der Raumordnung 

eng zusammen. 

 (4) Bund und Länder sind verpflichtet, sich gegenseitig alle Auskünfte zu er-

teilen, die zur Durchführung der Aufgaben der Raumordnung notwendig sind. 

 

§ 25 

Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen der  

Nachbarstaaten 

 (1) Wird die Durchführung eines in einem Nachbarstaat vorgesehenen 

Raumordnungsplans voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf das angren-

zende Plangebiet in der Bundesrepublik Deutschland haben, so ersucht dieje-

nige deutsche Stelle, an deren Plangebiet der ausländische Raumordnungs-

plan angrenzt und die für einen gleichartigen Raumordnungsplan in Deutsch-

land zuständig wäre, die zuständige Behörde des Nachbarstaates um Unterla-

gen über den Raumordnungsplan, insbesondere um eine Beschreibung des 

Planinhalts und um Angaben über grenzüberschreitende Auswirkungen des 

Plans. 
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 (2) 1Hält die deutsche Stelle nach Absatz 1 eine Beteiligung für erforderlich, 

so teilt sie dies der zuständigen Behörde des Nachbarstaates mit und ersucht, 

soweit erforderlich, um weitere Angaben zum Raumordnungsplan. 2Sodann un-

terrichtet sie die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen und die Öffent-

lichkeit, gibt ihnen Gelegenheit zur Einsichtnahme in die Unterlagen und weist, 

sofern sie nicht die Abgabe einer einheitlichen Stellungnahme für angezeigt 

hält, darauf hin, welcher Behörde des Nachbarstaates innerhalb welcher Frist 

eine Stellungnahme zugeleitet werden kann. 3Die deutsche Stelle nach Absatz 

1 gibt der zuständigen Behörde des Nachbarstaates zudem alle ihr vorliegen-

den Informationen, die für die Aufstellung des Raumordnungsplans bedeutsam 

sein können. 

 (3) Grenzt das Plangebiet eines ausländischen Raumordnungsplans an die 

deutsche ausschließliche Wirtschaftszone an, so ist im Hinblick auf die dortigen 

Auswirkungen die für das Beteiligungsverfahren zuständige deutsche Stelle das 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat. 

 

§ 26 

(weggefallen) 

 

§ 27  

Anwendungsvorschrift für die Raumordnung in den Ländern 

 (1) 1Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplänen nach § 13 sowie 

Raumordnungsverfahren nach § 15, die vor dem 29. November 2017 förmlich 

eingeleitet wurden, werden nach den bis zum 28. November 2017 geltenden 

Raumordnungsgesetzen von Bund und Ländern abgeschlossen. 2Ist mit ge-

setzlich vorgeschriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens noch nicht be-

gonnen worden, können diese auch nach den Vorschriften dieses Gesetzes 

durchgeführt werden. 

 (2) 1§ 11 ist auch auf Raumordnungspläne der Länder anzuwenden, die vor 

dem 29. November 2017 in Kraft getreten sind. 2Weiter gehende landesrechtli-

che Regelungen zur Unbeachtlichkeit von Fehlern bei der Planaufstellung oder 

durch Fristablauf bleiben unberührt. 

 (3) Am 29. November 2017 geltendes Landesrecht, das § 2 Absatz 2, die 

§§ 6 bis 12 oder die Vorschriften des Abschnitts 2 dieses Gesetzes ergänzt, 

sowie landesrechtliche Gebührenregelungen und weiter gehendes Landesrecht 

zur Beschleunigung des Verfahrens bei Änderung eines ausgelegten Raum-

ordnungsplanentwurfs bleiben unberührt. 
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Anlage 1 (zu § 8 Abs. 1) 

Der Umweltbericht nach § 8 Abs. 1 besteht aus  

1. einer Einleitung mit folgenden Angaben:  

a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Raumord-

nungsplans, 

b) Darstellung der in den einschlägigen Gesetzen und Plänen festgelegten 

Ziele des Umweltschutzes, die für den Raumordnungsplan von Bedeu-

tung sind, und der Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der 

Aufstellung berücksichtigt wurden; 

2. einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, die in der 

Umweltprüfung nach § 8 Abs. 1 ermittelt wurden, mit Angaben der  

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umwelt-

zustands, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraus-

sichtlich erheblich beeinflusst werden, einschließlich der Gebiete von 

gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete 

im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes, 

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 

der Planung und bei Nichtdurchführung der Planung, 

c) geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-

gleich der nachteiligen Auswirkungen und 

d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, wobei die 

Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Raumordnungsplans zu be-

rücksichtigen sind; 

3. folgenden zusätzlichen Angaben:  

a) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 

Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, 

die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Bei-

spiel technische Lücken oder fehlende Kenntnisse, 

b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erhebli-

chen Auswirkungen der Durchführung des Raumordnungsplans auf die 

Umwelt und 

c) allgemein verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben 

nach dieser Anlage. 
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Anlage 2 (zu § 8 Abs. 2) 

Nachstehende Kriterien sind anzuwenden, soweit auf Anlage 2 Bezug genom-

men wird:  

1. Merkmale des Raumordnungsplans, insbesondere in Bezug auf 

1.1 das Ausmaß, in dem der Raumordnungsplan einen Rahmen im Sinne 

des § 35 Absatz 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

setzt; 

1.2 das Ausmaß, in dem der Raumordnungsplan andere Pläne und Pro-

gramme beeinflusst; 

1.3 die Bedeutung des Raumordnungsplans für die Einbeziehung umweltbe-

zogener, einschließlich gesundheitsbezogener Erwägungen, insbesonde-

re im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen Entwicklung; 

1.4 die für den Raumordnungsplan relevanten umweltbezogenen, einschließ-

lich gesundheitsbezogener Probleme; 

1.5 die Bedeutung des Raumordnungsplans für die Durchführung nationaler 

und europäischer Umweltvorschriften. 

2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffe-

nen Gebiete, insbesondere in Bezug auf 

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswir-

kungen; 

2.2 den kumulativen und grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkun-

gen; 

2.3 die Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Gesundheit 

(zum Beispiel bei Unfällen); 

2.4 den Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen; 

2.5 die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen Ge-

biets auf Grund der besonderen natürlichen Merkmale, des kulturellen 

Erbes, der Intensität der Bodennutzung des Gebiets jeweils unter Be-

rücksichtigung der Überschreitung von Umweltqualitätsnormen und 

Grenzwerten; 

2.6 folgende Gebiete: 

2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnatur-

schutzgesetzes, 
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2.6.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit 

nicht bereits von Nummer 2.6.1 erfasst, 

2.6.3 Nationalparke gemäß § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht 

bereits von Nummer 2.6.1 erfasst, 

2.6.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 

und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes, 

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 des Bundesnaturschutzgeset-

zes, 

2.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heil-

quellenschutzgebiete gemäß § 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgeset-

zes sowie Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 des Wasserhaus-

haltsgesetzes, 

2.6.7 Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festgelegten 

Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind, 

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im 

Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 dieses Gesetzes, 

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalen-

sembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder 

bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Land-

schaften eingestuft worden sind. 
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Raumordnungsverordnung (RoV) 

   

vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2766), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 

Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) 

  

 

Redaktioneller Hinweis: Die im Bundesgesetzblatt verkündete amtliche Fassung der 
RoV enthält keine Satznummerierung. Um die Zitierung von Regelungen zu erleich-
tern, wurde in nachstehender Lesefassung eine Satznummerierung eingefügt. 

 

Auf Grund des § 6a Abs. 2 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 19. Juli 1989 (BGBl. I S. 1461) verordnet die Bun-

desregierung: 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

1Die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens erfolgt nur auf Grundla-

ge eines Antrags nach § 15 Absatz 5 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes oder 

auf Grundlage einer Entscheidung nach § 15 Absatz 5 Satz 3 des Raumord-

nungsgesetzes für die nachfolgend aufgeführten Planungen und Maßnahmen, 

wenn sie im Einzelfall raumbedeutsam sind und überörtliche Bedeutung haben. 
2Die Befugnis der für die Raumordnung zuständigen Landesbehörden, weitere 

raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen von überörtlicher Bedeutung 

nach landesrechtlichen Vorschriften in einem Raumordnungsverfahren zu 

überprüfen, bleibt unberührt. 

 

1. Errichtung einer Anlage im Außenbereich im Sinne des § 35 des Bauge-

setzbuchs, die der Genehmigung in einem Verfahren unter Einbeziehung 

der Öffentlichkeit nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bedarf 

und die in den Nummern 1 bis 10 der Anlage 1 zum Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung aufgeführt ist; sachlich und räumlich mit-

einander im Verbund stehende Anlagen sind dabei als Einheit anzuse-

hen; 

2. Errichtung einer ortsfesten kerntechnischen Anlage, die der Genehmi-

gung in einem Verfahren unter Einbeziehung der Öffentlichkeit nach § 7 

des Atomgesetzes bedarf; 

3. Errichtung einer Anlage zur Sicherstellung und zur Endlagerung radioak-

tiver Abfälle, die einer Planfeststellung nach § 9b des Atomgesetzes be-

darf; 
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4. Errichtung einer Anlage zur Ablagerung von Abfällen (Deponie), die der 

Planfeststellung nach § 35 Absatz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

bedarf; 

5. Bau einer Abwasserbehandlungsanlage, die einer Genehmigung nach 

§ 60 Absatz 3 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes bedarf; 

6. Errichtung und wesentliche Trassenänderung einer Rohrleitungsanlage 

zum Befördern wassergefährdender Stoffe, die der Genehmigung nach 

§ 20 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf; 

7. Herstellung, Beseitigung und wesentliche Umgestaltung eines Gewäs-

sers oder seiner Ufer, die einer Planfeststellung nach § 68 Absatz 1 des 

Wasserhaushaltsgesetzes bedürfen, sowie von Häfen ab einer Größe 

von 100 ha, Deich- und Dammbauten und Anlagen zur Landgewinnung 

am Meer; 

8. Bau einer Bundesfernstraße, die der Entscheidung nach § 16 des Bun-

desfernstraßengesetzes bedarf; 

9. Neubau und wesentliche Trassenänderung von Schienenstrecken der 

Eisenbahnen des Bundes sowie Neubau von Rangierbahnhöfen und von 

Umschlagseinrichtungen für den kombinierten Verkehr; 

10. Errichtung einer Versuchsanlage nach dem Gesetz über den Bau und 

den Betrieb von Versuchsanlagen zur Erprobung von Techniken für den 

spurgeführten Verkehr; 

11. Ausbau, Neubau und Beseitigung einer Bundeswasserstraße, die der 

Bestimmung der Planung und Linienführung nach § 13 des Bundeswas-

serstraßengesetzes bedürfen; 

12. Anlage und wesentliche Änderung eines Flugplatzes, die einer Planfest-

stellung nach § 8 des Luftverkehrsgesetzes bedürfen; 

13. (weggefallen) 

14. Errichtung von Hochspannungsfreileitungen mit einer Nennspannung von 

110 kV oder mehr, ausgenommen Errichtungen in Bestandstrassen, un-

mittelbar neben Bestandstrassen oder unter weit überwiegender Nutzung 

von Bestandstrassen, und von Gasleitungen mit einem Durchmesser von 

mehr als 300 mm; 

15. Errichtung von Feriendörfern, Hotelkomplexen und sonstigen großen Ein-

richtungen für die Ferien- und Fremdenbeherbergung sowie von großen 

Freizeitanlagen; 
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16. bergbauliche Vorhaben, soweit sie der Planfeststellung nach § 52 Abs. 

2a bis 2c des Bundesberggesetzes bedürfen; 

17. andere als bergbauliche Vorhaben zum Abbau von oberflächennahen 

Rohstoffen mit einer vom Vorhaben beanspruchten Gesamtfläche von 10 

ha oder mehr; 

18. Neubau und wesentliche Trassenänderung von Magnetschwebebahnen; 

19. Errichtung von Einkaufszentren, großflächigen Einzelhandelsbetrieben 

und sonstigen großflächigen Handelsbetrieben. 

 

§ 2 

(weggefallen) 

 

§ 3 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Niedersächsisches Raumordnungsgesetz (NROG) 

 

in der Fassung vom 6. Dezember 2017 (Nds. GVBl. S. 456), zuletzt geändert durch 

Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Dezember 2021 (Nds. GVBl. S. 830)  
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Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 

Regelungszweck, Begriffsbestimmungen 

 (1) Dieses Gesetz ergänzt das Raumordnungsgesetz (ROG) und trifft davon 

abweichende Regelungen für Niedersachsen. 

 (2) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Landesplanung: 

die Aufstellung und Änderung des Landes-Raumordnungsprogramms und 

seine Verwirklichung sowie die Abstimmung raumbedeutsamer Planungen 

und Maßnahmen von überregionaler Bedeutung, 

2. Regionalplanung: 

die Aufstellung und Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms 

und seine Verwirklichung sowie die Abstimmung raumbedeutsamer Planun-

gen und Maßnahmen von überörtlicher Bedeutung, 

3. Landes-Raumordnungsprogramm: 

der Raumordnungsplan für das Landesgebiet, 

4. Regionales Raumordnungsprogramm: 

der Raumordnungsplan für einen Teilraum des Landes. 

 

§ 2 

Grundsätze der Raumordnung 

 Neben den Grundsätzen der Raumordnung nach § 2 ROG gelten folgende 

weitere Grundsätze der Raumordnung:  

1. 1Die zentrale Lage des Landes im europäischen Wirtschafts- und Verkehrs-

raum soll für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes und seiner Teilräu-

me genutzt werden. 2Es sollen die räumlichen Voraussetzungen für den 

wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in der Europäi-

schen Union geschaffen, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den 
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Nachbarn ausgebaut und die Standortvorteile des Landes im norddeutschen 

Verbund gestärkt werden. 

2. 1Die verdichteten und die ländlichen Regionen sollen gleichrangig zur Ent-

wicklung des ganzen Landes beitragen. 2Die Verflechtung zwischen diesen 

Regionen soll verbessert und gefördert werden. 3Dabei sind für alle Teile 

des Landes dauerhaft gleichwertige Lebensverhältnisse anzustreben. 

3. Die Siedlungs- und Freiraumstruktur soll so entwickelt werden, dass die Ei-

genart des Landes, seiner Teilräume, Städte und Dörfer erhalten wird. 

4. 1Das Küstenmeer, die Inseln und der Küstenraum (Küstenzone) sollen durch 

ein integriertes Küstenzonenmanagement entwickelt werden, bei dem eine 

intensive Zusammenarbeit der Träger öffentlicher Belange, die Einbezie-

hung der Betroffenen und eine grenzüberschreitende integrierte Planung 

sowie die nachhaltige Entwicklung ökologischer, ökonomischer, sozialer und 

kultureller Belange sichergestellt wird. 2Die Voraussetzungen für eine nach-

haltige Fischerei sollen gesichert werden. 

5. 1Die Standortattraktivität soll in allen Landesteilen durch Anpassung und 

Modernisierung in den Grundstrukturen der Arbeitsplatz-, Bildungs- und 

Versorgungsangebote gesichert und ausgebaut werden. 2Die Entwicklung, 

Sicherung und Verbesserung dieser Strukturen soll in der Regel auf die 

zentralen Siedlungsgebiete in den Gemeinden ausgerichtet werden. 
3Dadurch sollen leistungsfähige Zentrale Orte gesichert und entwickelt und 

die Voraussetzungen für ein ausgeglichenes, abgestuftes und tragfähiges 

Netz der städtischen und gemeindlichen Grundstrukturen geschaffen wer-

den. 4Dabei sind die regionalen Besonderheiten und die Vielfalt in den Ent-

wicklungsmöglichkeiten zu berücksichtigen. 5Die Einrichtungen zur Versor-

gung der Bevölkerung und der Wirtschaft, die Wohn- und Arbeitsstätten so-

wie die Freizeiteinrichtungen sollen auch im Hinblick auf eine nachhaltige 

Entwicklung einander räumlich zweckmäßig zugeordnet werden. 

 

Zweiter Abschnitt 

Raumordnungspläne 
 

§ 3 

Aufstellung von Raumordnungsplänen 

 (1) Das Aufstellungsverfahren für einen Raumordnungsplan wird von dem 

Planungsträger durch öffentliche Bekanntmachung der allgemeinen Planungs-

absichten eingeleitet. 
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 (2) 1Der Entwurf des Raumordnungsplans, seine Begründung und der Um-

weltbericht (§ 8 Abs. 1 ROG) werden frühzeitig übersandt 

1.  in Bezug auf alle Raumordnungspläne 

a) den Landkreisen und kreisfreien Städten, die nicht Träger der Regional-

planung sind, 

b) den kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden, 

c) den sonstigen öffentlichen Stellen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 5 ROG, 

d) den nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) vom Land 

anerkannten Naturschutzvereinigungen, die nach ihrer Satzung landes-

weit tätig sind, 

e) den benachbarten Ländern und 

f) den Personen des Privatrechts im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 ROG, 

2. in Bezug auf das Landes-Raumordnungsprogramm zusätzlich außer den 

kommunalen Spitzenverbänden auch den Trägern der Regionalplanung und 

3. in Bezug auf das Regionale Raumordnungsprogramm außerdem 

a) den benachbarten Trägern der Regionalplanung und 

b) den öffentlich-rechtlich Verpflichteten in gemeindefreien Gebieten, 

wenn sie von den Planungen betroffen sein können. 2Verbänden und Vereini-

gungen sollen die in Satz 1 genannten Unterlagen übermittelt werden, wenn ihr 

Aufgabenbereich für die Entwicklung des jeweiligen Planungsraums von Be-

deutung ist. 3Die Unterlagen sollen in elektronischer Form übermittelt oder im 

Internet bereitgestellt werden; auf Anforderung sind die Unterlagen zu übersen-

den. 4Zur Abgabe einer Stellungnahme ist in schriftlicher oder elektronischer 

Form eine angemessene Frist zu setzen; im Fall der Bereitstellung der Unterla-

gen im Internet ist mit der Fristsetzung die Internetadresse anzugeben. 5Mit der 

Fristsetzung nach Satz 4 ist auf den Ausschluss verspäteter Stellungnahmen 

(§ 9 Abs. 2 Satz 4 ROG) hinzuweisen. 6Die Stellungnahmen können in schriftli-

cher oder elektronischer Form abgegeben werden. 7Die elektronische Form 

kann nur gewählt werden, soweit hierfür ein Zugang eröffnet ist. 

 (3) 1Die Auslegung der Unterlagen nach § 9 Abs. 2 Sätze 2 und 3 ROG er-

folgt bei dem Planungsträger. 2Gleichzeitig mit der Auslegung sollen die Unter-

lagen im Internet bereitgestellt werden; die Internetadresse ist in der Bekannt-

machung nach § 9 Abs. 2 Satz 3 ROG anzugeben. 3In der Bekanntmachung ist 

darauf hinzuweisen, dass bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungszeit in 
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schriftlicher oder elektronischer Form Stellung genommen werden kann. 

 (4) 1Die fristgerecht eingegangenen und nicht gemäß § 9 Abs. 2 Satz 4 ROG 

ausgeschlossenen Anregungen und Bedenken 

1. eines Beteiligten nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a oder d, 

2. eines Beteiligten nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 in Bezug auf das Landes-

Raumordnungsprogramm und 

3. eines Beteiligten nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b oder Nr. 3 in Bezug 

auf das Regionale Raumordnungsprogramm 

sind mit diesem zu erörtern, soweit sie sich auf wesentliche Inhalte der Planung 

beziehen. 2Mit den übrigen Beteiligten und der Öffentlichkeit kann eine Erörte-

rung stattfinden. 

 (5) 1Spätestens ab dem 30. Tag nach Inkrafttreten des Raumordnungsplans 

sollen die nach § 10 Abs. 2 ROG zur Einsichtnahme bereitzuhaltenden Unter-

lagen zusätzlich mindestens einen Monat lang im Internet bereitgestellt werden. 
2In dem Hinweis nach § 10 Abs. 2 Satz 2 ROG ist die Internetadresse anzuge-

ben. 

 

§ 4 

Ergänzende Vorschriften für die Aufstellung 

des Landes-Raumordnungsprogramms 

 (1) Im Landes-Raumordnungsprogramm können neben den Festlegungen 

nach § 7 Abs. 1 Sätze 1 und 2 ROG auch nähere Bestimmungen zu Inhalt, 

Zweck und Ausmaß einzelner Ziele und Grundsätze der Raumordnung der Re-

gionalen Raumordnungsprogramme getroffen werden. 

 (2) 1Die Landesregierung beschließt das Landes-Raumordnungsprogramm 

als Verordnung. 2Vorher ist dem Landtag Gelegenheit zur Stellungnahme zu 

geben. 

 (3) Die nach diesem Gesetz sowie nach § 9 Abs. 2 und 3, § 10 Abs. 2 und 

§ 11 Abs. 5 Satz 2 ROG erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen des 

Landes werden im Niedersächsischen Ministerialblatt vorgenommen. 
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§ 5 

Ergänzende Vorschriften für die Aufstellung 

der Regionalen Raumordnungsprogramme 

 (1) 1Die Träger der Regionalplanung haben für ihren jeweiligen Planungs-

raum ein Regionales Raumordnungsprogramm aufzustellen. 2Abweichend von 

§ 7 Abs. 1 Satz 3 ROG können die Träger der Regionalplanung Festlegungen 

nicht in sachlichen und nicht in räumlichen Teilprogrammen treffen. 

 (2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und von § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ROG 

können kreisfreie Städte von der Aufstellung eines Regionalen Raumordnungs-

programms absehen. 

 (3) 1Im Regionalen Raumordnungsprogramm sind diejenigen Ziele der 

Raumordnung festzulegen, die durch das Landes-Raumordnungsprogramm 

den Regionalen Raumordnungsprogrammen vorbehalten sind. 2Es können wei-

tere Ziele und Grundsätze der Raumordnung festgelegt werden, die den ge-

setzlichen Grundsätzen der Raumordnung und den Zielen und Grundsätzen 

des Landes-Raumordnungsprogramms nicht widersprechen. 3Regionale 

Raumordnungsprogramme sind Änderungen und einer Neuaufstellung des 

Landes-Raumordnungsprogramms unverzüglich anzupassen. 

 (4) In den Verflechtungsbereichen der Zentralen Orte mit oberzentralen 

Funktionen ist eine gemeinsame Regionalplanung anzustreben. 

 (5) 1Das Regionale Raumordnungsprogramm wird vom Träger der Regional-

planung als Satzung erlassen; es bedarf der Genehmigung der oberen Lan-

desplanungsbehörde, die die Rechtmäßigkeit überprüft. 2Die obere Landespla-

nungsbehörde kann räumliche oder sachliche Teile des Regionalen Raumord-

nungsprogramms vorweg genehmigen oder von der Genehmigung ausnehmen. 
3Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn über den Genehmigungsantrag nicht 

innerhalb von drei Monaten nach seinem Eingang entschieden worden ist. 
4Dies gilt nicht, wenn der Träger der Regionalplanung einer Fristverlängerung 

zugestimmt hat. 5Dem Träger der Regionalplanung ist auf Antrag zu bescheini-

gen, dass die Genehmigung als erteilt gilt. 

 (6) 1Die Erteilung der Genehmigung nach Absatz 5 wird vom Träger der Re-

gionalplanung öffentlich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 1 ROG). 2Diese Bekannt-

machung tritt an die Stelle der sonst für Satzungen vorgeschriebenen Verkün-

dungen. 

 (7) 1Das Regionale Raumordnungsprogramm ist vor Ablauf von zehn Jahren 
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seit seinem Inkrafttreten insgesamt daraufhin zu überprüfen, ob eine Änderung 

oder Neuaufstellung erforderlich ist. 2Führt die Überprüfung zu dem Ergebnis, 

dass weder eine Änderung noch eine Neuaufstellung erforderlich ist, so ist die 

obere Landesplanungsbehörde hierüber vor der Bekanntmachung nach Satz 3 

Nr. 1 zu unterrichten. 3Das Regionale Raumordnungsprogramm tritt mit Ablauf 

der Frist nach Satz 1 außer Kraft, wenn nicht vorher 

1. der Träger der Regionalplanung öffentlich bekannt macht, dass die Überprü-

fung nach Satz 1 zu dem Ergebnis geführt hat, dass weder eine Änderung 

noch eine Neuaufstellung erforderlich ist, 

2. der Träger der Regionalplanung zur Einleitung des Verfahrens für eine Än-

derung oder Neuaufstellung die allgemeinen Planungsabsichten öffentlich 

bekannt macht oder 

3. die obere Landesplanungsbehörde die Geltungsdauer verlängert und der 

Träger der Regionalplanung diese Verlängerung öffentlich bekannt macht. 

4Am Tag der Bekanntmachung nach Satz 3 Nr. 1 oder 2 beginnt die Frist nach 

Satz 1 neu. 5Wird die Geltungsdauer des Regionalen Raumordnungspro-

gramms nach Satz 3 Nr. 3 verlängert, so tritt es mit Ablauf der verlängerten 

Geltungsdauer außer Kraft, wenn nicht vorher eine neue Bekanntmachung 

nach Satz 3 vorgenommen wird. 

 (8) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verordnung das Nähere zum 

Verfahren der Aufstellung und Abstimmung der Regionalen Raumordnungspro-

gramme zu bestimmen sowie Vorschriften über die Darstellung des Planinhalts, 

insbesondere über einheitlich zu verwendende Planzeichen und ihre Bedeu-

tung, zu erlassen.  

 

§ 6 

Planänderungsverfahren 

 (1) 1Die Raumordnungspläne sind bei Bedarf zu ändern. 2Dies kann auch in 

sachlichen oder räumlichen Teilabschnitten geschehen. 3Für Änderungen der  

Raumordnungspläne gelten die Vorschriften über die Planaufstellung entspre-

chend. 

 

 (2) 1Geringfügige Änderungen von Raumordnungsplänen können in einem 

vereinfachten Verfahren durchgeführt werden, wenn die Grundzüge der Pla-

nung nicht berührt werden, nach § 8 Abs. 2 Satz 1 ROG festgestellt worden ist, 

dass die Änderungen voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen 

haben werden, und wenn die Änderungen Festlegungen für den Meeresbereich 
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nicht betreffen. 2Das vereinfachte Verfahren wird abweichend von § 3 Abs. 1 

und von § 9 Abs. 1 ROG in Verbindung mit § 7 Abs. 7 ROG mit der Zuleitung 

des Entwurfs zur Änderung des Raumordnungsplans und dessen Begründung 

an die Beteiligten eingeleitet. 3Abweichend von § 9 Abs. 2 ROG in Verbindung 

mit § 7 Abs. 7 ROG brauchen nur die in § 3 Abs. 2 Satz 1 Genannten beteiligt 

zu werden. 

 

§ 7 

Planerhaltung 

 (1) 1Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften nach § 3 Abs. 2 

bis 4 und § 6 Abs. 2 Sätze 2 und 3 ist für die Rechtswirksamkeit eines Raum-

ordnungsplans unbeachtlich, wenn einzelne Personen oder öffentliche Stellen 

nicht beteiligt worden sind oder eine grenzüberschreitende Beteiligung fehler-

haft erfolgte, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 

Entscheidung berücksichtigt worden sind. 2Ist eine Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften nach Satz 1 beachtlich, so wird diese unbeachtlich, wenn 

sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Raumordnungsplans 

unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-

macht worden ist. 3Bei der Bekanntmachung nach § 10 Abs. 1 ROG ist auf die 

Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 für die Geltendmachung der Verletzung 

von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen der Sätze 1 und 2 hinzuweisen. 
4§ 11 Abs. 6 ROG gilt entsprechend. 

 

 (2) Unbeachtlich ist jedenfalls die Verletzung der Verfahrensvorschriften des 

§ 3 Abs. 1 und 5. 

 

 (3) Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften ist in Bezug auf 

das Landes-Raumordnungsprogramm gegenüber der obersten Landespla-

nungsbehörde und in Bezug auf ein Regionales Raumordnungsprogramm ge-

genüber dem jeweiligen Regionalplanungsträger geltend zu machen. 

 

§ 8 
Zielabweichungsverfahren 

 Eine Abweichung von einem Ziel der Raumordnung nach § 6 Abs. 2 ROG 

kann nur im Einvernehmen mit den in ihren Belangen berührten öffentlichen 

Stellen und im Benehmen mit den betroffenen Gemeinden zugelassen werden. 
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Dritter Abschnitt 

Raumordnungsverfahren 

 

§ 9 

Erfordernis von Raumordnungsverfahren 

 (1) Auch für andere als die gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 ROG bestimmten 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen von überörtlicher Bedeutung 

kann ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden. 

(2) 1Die Voraussetzungen, unter denen von der Durchführung eines bundes-

rechtlich vorgesehenen Raumordnungsverfahrens gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 

ROG abgesehen werden kann, liegen insbesondere vor, wenn die Planung o-

der Maßnahme 

1. räumlich und sachlich hinreichend konkreten Zielen der Raumordnung ent-

spricht oder widerspricht, 

2. den Darstellungen oder Festsetzungen eines den Zielen der Raumordnung 

angepassten Flächennutzungs- oder Bebauungsplans nach den Vorschrif-

ten des Baugesetzbuchs entspricht oder widerspricht und sich die Zulässig-

keit des Vorhabens nicht nach einem Planfeststellungsverfahren oder einem 

sonstigen Verfahren mit der Rechtswirkung der Planfeststellung für raumbe-

deutsame Vorhaben bestimmt oder 

3. in einem anderen gesetzlichen Abstimmungsverfahren unter Beteiligung der 

Landesplanungsbehörde festgelegt worden ist. 

2§ 16 Abs. 2 Satz 2 ROG bleibt unberührt. 

 

§ 10 

Durchführung des Raumordnungsverfahrens 

 (1) 1Der Einleitung eines Raumordnungsverfahrens geht eine Antragskonfe-

renz voraus, in der die Landesplanungsbehörde mit dem Träger des Vorhabens 

auf der Grundlage geeigneter, vom Träger des Vorhabens vorzulegender Un-

terlagen Erfordernis, Gegenstand, Umfang und Ablauf des Raumordnungsver-

fahrens entsprechend dem Planungsstand erörtert. 2Die Landesplanungsbe-

hörde zieht hierzu die wichtigsten am Verfahren zu beteiligenden öffentlichen 

Stellen, Verbände und Vereinigungen und sonstigen Dritten hinzu und klärt mit 

diesen den erforderlichen Inhalt und Umfang und die Form der Verfahrensun-

terlagen nach § 15 Abs. 2 Satz 1 ROG, den Verfahrensablauf und den voraus-

sichtlichen Zeitrahmen ab. 3Der Träger des Vorhabens hat die Verfahrensunter-
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lagen ergänzend zu § 15 Abs. 2 Satz 2 ROG auch in gedruckter Form vorzule-

gen. 

 (2) Auf die Einleitung eines Raumordnungsverfahrens besteht kein Rechts-

anspruch. 

 (3) 1Das Raumordnungsverfahren schließt die Ermittlung, Beschreibung und 

Bewertung der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 2 

Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) genann-

ten Schutzgüter entsprechend dem Planungsstand ein. 2In den Verfahrensun-

terlagen nach § 15 Abs. 2 Satz 1 ROG sind voraussichtliche raumbedeutsame 

Auswirkungen auf die Umwelt zu beschreiben; für Vorhaben, für die eine Pflicht 

zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung oder dem Niedersächsischen Gesetz über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (UVP-pflichtige Vorhaben), bleibt 

§ 16 UVPG unberührt. 3Die Landesplanungsbehörde kann die Vorlage von 

Gutachten verlangen und auf Kosten des Trägers des Vorhabens Gutachten 

einholen. 4Soweit Unterlagen Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, 

sind sie zu kennzeichnen und getrennt vorzulegen. 5Diesen Unterlagen ist eine 

Inhaltsdarstellung beizufügen, die unter Wahrung des Geheimschutzes so aus-

führlich sein muss, dass Dritte abschätzen können, ob und in welchem Umfang 

sie von den raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens betroffen werden 

können. 

 (4) 1Den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen sind die Verfah-

rensunterlagen von der Landesplanungsbehörde durch Angabe der Internet-

adresse, unter der sie bereitgestellt werden, zugänglich zu machen oder elekt-

ronisch zu übermitteln. 2Macht eine beteiligte öffentliche Stelle geltend, dass 

ein elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht geeignet ist, so sind 

die betreffenden Unterlagen in gedruckter Form zu übersenden. 3Den beteilig-

ten öffentlichen Stellen ist die Möglichkeit zu geben, zu dem Vorhaben abwei-

chend von § 15 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 2 ROG innerhalb von zwei Monaten ab 

Zugang der Zugangsinformationen oder der Verfahrensunterlagen Stellung zu 

nehmen. 4Verlangt eine beteiligte öffentliche Stelle innerhalb der Frist nach 

Satz 3 unter Angabe von Hinderungsgründen eine Nachfrist für ihre Stellung-

nahme, so kann die Landesplanungsbehörde eine solche ausnahmsweise mit 

einer Dauer von bis zu einem Monat gewähren. 5Äußert sich eine beteiligte öf-

fentliche Stelle innerhalb der Frist nach Satz 3 oder Satz 4 nicht, so kann davon 

ausgegangen werden, dass das Vorhaben mit den von dieser öffentlichen Stel-

le wahrzunehmenden öffentlichen Belangen in Einklang steht; auf diese Folge 

ist bei der Übermittlung der Zugangsinformationen oder der Verfahrensunterla-
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gen hinzuweisen. 

 (5) 1Zur Unterrichtung und Anhörung der Öffentlichkeit stellt die Landespla-

nungsbehörde die Verfahrensunterlagen abweichend von § 15 Abs. 3 Satz 2 

ROG mindestens bis zum Ablauf der Äußerungsfrist nach Satz 7 öffentlich im 

Internet bereit. 2Ferner legt die Landesplanungsbehörde ergänzend und unbe-

schadet weiterer Zugangsmöglichkeiten im Sinne des § 15 Abs. 3 Satz 6 ROG 

die Verfahrensunterlagen einen Monat lang öffentlich bei sich aus. 3Sie kann, 

insbesondere bei Kreisgrenzen überschreitenden Vorhaben, ergänzend eine 

öffentliche Auslegung bei Gemeinden oder bei anderen Landesplanungsbehör-

den im Untersuchungsraum für das Vorhaben veranlassen; diese Stellen legen 

die Verfahrensunterlagen ebenfalls einen Monat lang öffentlich aus. 4Mit der 

öffentlichen Bekanntmachung nach § 15 Abs. 3 Satz 4 ROG macht die Lan-

desplanungsbehörde mindestens eine Woche vor Beginn der öffentlichen Be-

reitstellung der Verfahrensunterlagen im Internet 

1. die Einleitung des Verfahrens unter Benennung des Verfahrensgegenstan-

des und des Untersuchungsraums, 

2. Ort und Dauer der öffentlichen Bereitstellung der Verfahrensunterlagen im 

Internet (§ 15 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 1 und Satz 5 ROG), 

3. Ort und Dauer der ergänzenden öffentlichen Auslegung der Verfahrensunter-

lagen nach den Sätzen 2 und 3 sowie etwaige weitere Zugangsmöglichkei-

ten zu den Verfahrensunterlagen (§ 15 Abs. 3 Satz 7 ROG), 

4. das Bestehen einer Möglichkeit zur Äußerung und die Äußerungsfrist nach 

Satz 7 (§ 15 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 2 ROG), die möglichen Formen der Äu-

ßerung nach den Sätzen 8 und 9 sowie 

5. den Hinweis, dass bei Abgabe von Äußerungen elektronische Informations-

technologien genutzt werden sollen (§ 15 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 2 ROG), 

öffentlich bekannt; für UVP-pflichtige Vorhaben bleiben die Regelungen über 

die weiteren erforderlichen Angaben in § 19 Abs. 1 und § 21 Abs. 4 UVPG un-

berührt. 5Geht der Untersuchungsraum über das Gebiet der zuständigen Lan-

desplanungsbehörde hinaus, so ist die Bekanntmachung auch im Niedersäch-

sischen Ministerialblatt zu veröffentlichen. 6Öffentliche Bekanntmachungen der 

oberen Landesplanungsbehörden werden im Niedersächsischen Ministerialblatt 

vorgenommen. 7Jedermann kann sich abweichend von § 15 Abs. 3 Satz 4 

Halbsatz 2 ROG bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungszeit nach Satz 2 

zu dem Vorhaben bei der Landesplanungsbehörde äußern. 8Äußerungen kön-

nen bei der Landesplanungsbehörde in elektronischer Form über die hierfür 
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von ihr eröffneten Zugänge sowie schriftlich oder zur Niederschrift erfolgen. 
9Erfolgt die öffentliche Auslegung nach Satz 3 auch bei einer anderen Stelle, so 

können auch dort Äußerungen zur Niederschrift abgegeben werden; Äußerun-

gen sind von der Auslegungsstelle unverzüglich an die Landesplanungsbehör-

de weiterzuleiten. 10Die nach § 3 UmwRG vom Land anerkannten Naturschutz-

vereinigungen, die nach ihrer Satzung landesweit tätig sind, sowie Verbände 

und Vereinigungen, deren Aufgabenbereich für die Entwicklung des jeweiligen 

Untersuchungsraums von Bedeutung ist, sind gesondert über die Öffentlich-

keitsbeteiligung und die Inhalte der öffentlichen Bekanntmachung nach Satz 4 

zu unterrichten. 

 (6) Die Landesplanungsbehörde kann dem Vorhabenträger und den von ihm 

Beauftragten die im Beteiligungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen und 

Äußerungen zur Verfügung stellen, um eine Erwiderung zu ermöglichen; die 

Anforderungen an die Übermittlung personenbezogener Daten nach der Daten-

schutz-Grundverordnung und § 5 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes 

bleiben unberührt. 

(7) Anregungen und Bedenken der durch das Vorhaben in ihren Belangen be-

rührten 

1. Träger der Regionalplanung, 

2. Landkreise und kreisfreien Städte, die nicht Träger der Regionalplanung 

sind, 

3. kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden, 

4. öffentlich-rechtlich Verpflichteten in gemeindefreien Gebieten und 

5. Naturschutzvereinigungen nach Absatz 5 Satz 10 

sind mit diesen zu erörtern, soweit die Anregungen und Bedenken sich auf we-

sentliche Inhalte des Vorhabens beziehen; mit den sonstigen Beteiligten kann 

eine Erörterung stattfinden. 

  (8) 1Werden die Verfahrensunterlagen während oder nach der Durchfüh-

rung der Beteiligung nach den Absätzen 4 bis 7 geändert, so ist ein ergänzen-

des Verfahren nach den Absätzen 4 bis 7 durchzuführen. 2Dies gilt nicht, wenn 

aus den geänderten Teilen der Verfahrensunterlagen eine erstmalige oder stär-

kere Berührung raumbedeutsamer Belange nicht zu erkennen ist, insbesondere 

weil eine solche durch die vom Vorhabenträger vorgesehenen Vorkehrungen 

vermieden wird. 3Die Möglichkeit öffentlicher Stellen zur Stellungnahme nach 
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Absatz 4 und der Öffentlichkeit zur Äußerung nach Absatz 5 ist im Fall eines 

ergänzenden Verfahrens nach Satz 1 auf die geänderten Teile der Verfahrens-

unterlagen zu beschränken. 4Die Stellungnahmefrist für öffentliche Stellen, die 

Dauer der öffentlichen Auslegung der Verfahrensunterlagen und der Bereitstel-

lung derselben im Internet sowie die Äußerungsfrist für die Öffentlichkeit kön-

nen angemessen verkürzt werden; für UVP-pflichtige Vorhaben bleibt § 22 

UVPG unberührt. 

(9) 1Das Raumordnungsverfahren kann ohne eine Landesplanerische Feststel-

lung nach § 11 eingestellt werden, wenn 

1. nach Erklärung des Vorhabenträgers oder sonst erkennbar das Vorhaben 

nicht mehr weiterverfolgt wird, 

2. der Vorhabenträger die für eine Weiterführung des Verfahrens nötigen Unter-

lagen nicht innerhalb einer angemessenen, von der Landesplanungsbehörde 

zu setzenden Frist beibringt oder 

3. das Verfahren vorübergehend ausgesetzt war, aber seit Einleitung des Betei-

ligungsverfahrens gemäß den Absätzen 4 und 5 fünf Jahre vergangen sind. 

2Soll die Einstellung des Verfahrens nicht aufgrund einer Erklärung des Vorha-

benträgers nach Satz 1 Nr. 1 erste Alternative erfolgen, so ist der Vorhabenträ-

ger vorher anzuhören. 

(10) Bei Raumordnungsverfahren für UVP-pflichtige Vorhaben bleiben auch im 

Übrigen die dafür geltenden ergänzenden Verfahrensvorschriften des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung und des Niedersächsischen Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung unberührt. 

 

§ 11 

Ergebnis und Wirkungen des Raumordnungsverfahrens 

 (1) Als Ergebnis des Raumordnungsverfahrens stellt die Landesplanungsbe-

hörde fest (Landesplanerische Feststellung), 

1. ob das Vorhaben mit den Erfordernissen der Raumordnung übereinstimmt, 

2. wie das Vorhaben unter den Gesichtspunkten der Raumordnung durchge-

führt und auf andere Vorhaben abgestimmt werden kann, 

3. welche raumbedeutsamen Auswirkungen das Vorhaben unter überörtlichen 

Gesichtspunkten (§ 15 Abs. 1 Satz 2 ROG) hat, 

4. welche Auswirkungen das Vorhaben auf die in § 2 Abs. 1 UVPG genannten 
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Schutzgüter hat und wie die Auswirkungen zu bewerten sind sowie 

5. zu welchem Ergebnis eine Prüfung der Standort- oder Trassenalternativen 

(§ 15 Abs. 1 Satz 3 ROG) geführt hat. 

 (2) 1Die Geltungsdauer der Landesplanerischen Feststellung ist auf fünf Jah-

re befristet. 2Die Landesplanungsbehörde kann die Frist vor ihrem Ablauf auf 

Antrag des Vorhabenträgers verlängern, jedoch jeweils um höchstens zwei 

Jahre. 3Die Frist ist gehemmt, solange ein vor Fristablauf eingeleitetes Zulas-

sungsverfahren für das Vorhaben nicht mit einer bestandskräftigen Entschei-

dung abgeschlossen ist. 

 (3) 1Die Landesplanerische Feststellung ist dem Vorhabenträger in schriftli-

cher oder elektronischer Form und den beteiligten Stellen, die den Bindungs-

wirkungen nach § 4 ROG unterliegen, in elektronischer Form bekannt zu ge-

ben. 2§ 10 Abs. 4 Sätze 1 und 2 gilt entsprechend. 3Eine Ausfertigung der Lan-

desplanerischen Feststellung ist bei der Landesplanungsbehörde mindestens 

einen Monat lang zur Einsicht auszulegen und während der Geltungsdauer der 

Landesplanerischen Feststellung im Internet öffentlich bereitzustellen. 4Ist im 

Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 10 Abs. 5 eine Auslegung bei 

einer Gemeinde oder anderen Landesplanungsbehörde im Untersuchungsraum 

erfolgt, so ist eine Ausfertigung der Landesplanerischen Feststellung zusätzlich 

auch dort einen Monat lang zur Einsicht auszulegen. 5Die Landesplanungsbe-

hörde hat die in der Landesplanerischen Feststellung getroffene Feststellung 

über die Raumverträglichkeit des Vorhabens sowie geprüfter Standort- oder 

Trassenalternativen und bei einem UVP-pflichtigen Vorhaben die Feststellung 

über die Umweltverträglichkeit sowie Ort und Zeit der Auslegung und der Be-

reitstellung im Internet öffentlich bekannt zu machen; § 10 Abs. 5 Sätze 5 und 6 

gilt entsprechend. 6Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil der Lan-

desplanerischen Feststellung oder ist die Landesplanerische Feststellung unter 

Maßgaben ergangen, so ist hierauf in der öffentlichen Bekanntmachung hinzu-

weisen. 7Die nach § 10 Abs. 5 Satz 10 beteiligten Verbände und Vereinigungen 

sind gesondert über die Auslegung der Landesplanerischen Feststellung und 

ihre Bereitstellung im Internet zu unterrichten. 

 (4) 1Eine Verletzung des § 10 Abs. 5 Satz 10 oder des Absatzes 3 Satz 7 ist 

unbeachtlich, wenn einzelne Verbände oder Vereinigungen nicht gesondert un-

terrichtet worden sind. 2Im Übrigen ist eine Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften bei der Durchführung des Raumordnungsverfahrens, die nicht 

innerhalb eines Jahres schriftlich geltend gemacht worden ist, unbeachtlich. 
3Die Jahresfrist beginnt mit der öffentlichen Bekanntmachung über die Ausle-

gung der Landesplanerischen Feststellung nach Absatz 3 Satz 5. 4Auf die Vo-
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raussetzungen der Sätze 2 und 3 für die Geltendmachung der Verletzung von 

Vorschriften sowie auf die Rechtsfolge des Satzes 2 ist in der öffentlichen Be-

kanntmachung nach Absatz 3 Satz 5 hinzuweisen. 

 (5) 1Die Landesplanerische Feststellung ist bei raumbedeutsamen Planun-

gen und Maßnahmen, die den im Raumordnungsverfahren beurteilten Gegen-

stand betreffen, sowie bei Genehmigungen, Planfeststellungen und sonstigen 

behördlichen Entscheidungen über die Zulässigkeit des Vorhabens zu berück-

sichtigen. 2Sie hat gegenüber dem Träger des Vorhabens und gegenüber Ein-

zelnen keine unmittelbare Rechtswirkung. 

 

§ 12 

Beschleunigtes Raumordnungsverfahren 

 1Das beschleunigte Raumordnungsverfahren kann abweichend von § 16 

Abs. 1 ROG nur für Vorhaben durchgeführt werden, die keiner Umweltverträg-

lichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 

dem Niedersächsischen Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung unter-

liegen. 2Im beschleunigten Raumordnungsverfahren werden den zu beteiligen-

den öffentlichen Stellen die Verfahrensunterlagen abweichend von § 15 Abs. 3 

ROG allein gemäß § 10 Abs. 4 Sätze 1 und 2 zugänglich gemacht; im Übrigen 

gilt § 10 Abs. 4 Sätze 3 bis 5 mit der Maßgabe, dass die Stellungnahmefrist 

nach § 10 Abs. 4 Satz 3 angemessen verkürzt werden kann. 3Ferner kann ab-

weichend von § 10 Abs. 5 und von § 15 Abs. 3 Satz 1 ROG auf die Beteiligung 

der Öffentlichkeit sowie auf eine Erörterung nach § 10 Abs. 7 und auf eine Aus-

legung nach § 11 Abs. 3 Satz 3 verzichtet werden. 4Soll ausnahmsweise eine 

Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgen, so können die Dauer der öffentlichen Bereit-

stellung der Verfahrensunterlagen im Internet und der ergänzenden öffentlichen 

Auslegung sowie die Frist zur Äußerung nach § 10 Abs. 5 Satz 7 angemessen 

verkürzt werden. 

 

§ 13 

Gebührenfreiheit für Maßnahmen öffentlicher Stellen 

 Für Raumordnungsverfahren zu Planungen und Maßnahmen, durch die 

Gemeinden, Landkreise oder andere Körperschaften des öffentlichen Rechts 

gesetzliche Pflichtaufgaben erfüllen, werden Gebühren nicht erhoben. 
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Vierter Abschnitt  

Weitere Instrumente zur Verwirklichung der Planung, 

Zusammenarbeit 

 

§ 14 

Überwachung 

 1Die Überwachung nach § 8 Abs. 4 ROG obliegt dem Planungsträger. 2Zur 

Erfüllung dieser Aufgabe können auch die bei Inkrafttreten des Raumord-

nungsplans bereits bestehenden Überwachungsinstrumente genutzt werden, 

soweit sie dafür geeignet sind. 

 

§ 15 

Raumordnungskataster 

 1Die obere Landesplanungsbehörde führt ein Raumordnungskataster in 

elektronischer Form; es soll alle raumbeanspruchenden und raumbeeinflussen-

den Planungen und Maßnahmen auf der Grundlage der Geodaten des amtli-

chen Vermessungswesens darstellen, die für die Entscheidungen der Landes-

planungsbehörden von Bedeutung sind. 2Die unteren Landesplanungsbehör-

den liefern die für die Führung des Raumordnungskatasters erforderlichen An-

gaben im Sinne des Satzes 1 Halbsatz 2 aus ihrem Zuständigkeitsbereich, so-

weit sie ihnen vorliegen. 

 

§ 16 

Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen 

 (1) Öffentliche Stellen und Personen des Privatrechts nach § 4 Abs. 1 Satz 2 

ROG haben ihre raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen aufeinander 

und untereinander abzustimmen. 

 (2) Die Behörden des Landes, die Gemeinden und Landkreise sowie die der 

Aufsicht des Landes unterstehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, den Landesplanungsbe-

hörden die raumbeanspruchenden oder raumbeeinflussenden Planungen, 

Maßnahmen und Einzelvorhaben aus ihrem Zuständigkeitsbereich frühzeitig 

mitzuteilen. 

 (3) 1Den Landesplanungsbehörden ist auf Verlangen über Planungen und 

Maßnahmen, die für die Raumordnung Bedeutung haben können, Auskunft zu  
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erteilen; auf Verlangen ist die Auskunft in elektronischer Form zu erteilen. 2Die  

Auskunftspflicht gilt auch für Personen des Privatrechts nach § 4 Abs. 1 Satz 2 

ROG. 

 

§ 17 

Anpassungspflicht der Gemeinden 

 (1) Die oberste Landesplanungsbehörde kann verlangen, dass die Träger 

der Bauleitplanung ihre Flächennutzungspläne und Bebauungspläne den Zielen 

der Raumordnung anpassen. 

 (2) Werden rechtsverbindliche Bebauungspläne nach Absatz 1 aufgehoben 

oder geändert, so stellt das Land die Gemeinden von der Entschädigungspflicht 

nach den §§ 39, 42 und 44 des Baugesetzbuchs frei, soweit der Betrag 250 

Euro übersteigt und im Fall des § 44 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbuchs die 

Gemeinde Ersatz nicht erlangt. 

 (3) Dient die Aufhebung oder Änderung überwiegend dem Interesse eines 

bestimmten Begünstigten, so kann das Land das Anpassungsverlangen davon 

abhängig machen, dass der Begünstigte die sich aus Absatz 2 für das Land 

ergebenden Entschädigungsverpflichtungen übernimmt. 

 

Fünfter Abschnitt 

Zuständigkeiten 

 

§ 18 

Landesplanungsbehörden 

 (1) 1Oberste Landesplanungsbehörde ist das Fachministerium. 2Obere Lan-

desplanungsbehörden sind die Ämter für regionale Landesentwicklung; sie 

üben die Fachaufsicht über die unteren Landesplanungsbehörden aus. 3Die 

Landkreise und kreisfreien Städte nehmen die Aufgaben der unteren Landes-

planungsbehörden als Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises wahr; die 

Zuständigkeit der großen selbständigen Städte und der selbständigen Gemein-

den (§ 17 Satz 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes) wird 

ausgeschlossen. 4Die Kosten werden im Rahmen des Finanzausgleichs ge-

deckt. 

 (2) Ist ein Zweckverband oder der Regionalverband „Großraum Braun-

schweig“ Träger der Regionalplanung, so nimmt er für seinen Bereich die Auf-
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gaben der unteren Landesplanungsbehörde als Aufgabe des übertragenen 

Wirkungskreises wahr. 

 

§ 19 

Zuständigkeiten der Landesplanungsbehörden 

 (1) 1Für die Durchführung von Raumordnungsverfahren sind die unteren 

Landesplanungsbehörden zuständig. 2Berührt ein Vorhaben den Bereich meh-

rerer unterer Landesplanungsbehörden, so bestimmen diese untereinander die 

für das Raumordnungsverfahren zuständige Behörde. 3Kommt eine Einigung 

nicht zustande, so bestimmt die obere Landesplanungsbehörde die zuständige 

untere Landesplanungsbehörde. 4Die obere Landesplanungsbehörde kann bei 

Vorhaben von übergeordneter Bedeutung das Raumordnungsverfahren an sich 

ziehen. 5Berührt ein Vorhaben in den Fällen der Sätze 3 und 4 den Bereich 

mehrerer oberer Landesplanungsbehörden, so bestimmt die oberste Landes-

planungsbehörde die zuständige Landesplanungsbehörde. 

 (2) 1Für die Durchführung von Zielabweichungsverfahren (§ 6 Abs. 2 ROG, 

§ 8) zu Zielen in Regionalen Raumordnungsprogrammen sind die unteren Lan-

desplanungsbehörden zuständig. 2Für die Durchführung von Zielabweichungs-

verfahren zu Zielen im Landes-Raumordnungsprogramm ist die oberste Lan-

desplanungsbehörde zuständig. 3Betrifft ein Zielabweichungsverfahren sowohl 

Ziele in einem Regionalen Raumordnungsprogramm als auch Ziele im Landes-

Raumordnungsprogramm, so ist die untere Landesplanungsbehörde zuständig; 

das Verfahrensergebnis bedarf der vorherigen Zustimmung der obersten Lan-

desplanungsbehörde. 4In Fällen des Satzes 3 kann die oberste Landespla-

nungsbehörde das Zielabweichungsverfahren an sich ziehen, wenn es wegen 

eines Vorhabens von übergeordneter Bedeutung durchgeführt wird. 

 (3) 1Für die Untersagung von raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-

men (§ 12 ROG), die mit dem geltenden oder dem in Aufstellung befindlichen 

Regionalen Raumordnungsprogramm nicht vereinbar sind, ist die untere Lan-

desplanungsbehörde zuständig. 2Für die Untersagung von raumbedeutsamen 

Planungen und Maßnahmen, die mit dem geltenden oder dem in Aufstellung 

befindlichen Landes-Raumordnungsprogramm nicht vereinbar sind, ist die 

oberste Landesplanungsbehörde zuständig. 3Für die Untersagung von raum-

bedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die weder mit dem geltenden oder 

dem in Aufstellung befindlichen Regionalen Raumordnungsprogramm noch mit 

dem geltenden oder dem in Aufstellung befindlichen Landes-

Raumordnungsprogramm vereinbar sind, ist die untere Landesplanungsbehör-

de zuständig; das Verfahrensergebnis bedarf der vorherigen Zustimmung der 
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obersten Landesplanungsbehörde. 4In Fällen des Satzes 3 kann die oberste 

Landesplanungsbehörde das Untersagungsverfahren an sich ziehen, wenn es 

raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen von übergeordneter Bedeutung 

betrifft. 

 

§ 20 

Trägerschaft der Regionalplanung 

 (1) 1Träger der Regionalplanung sind die Landkreise und kreisfreien Städte 

für ihr Gebiet. 2Die Träger der Regionalplanung nehmen die Aufgabe der Regi-

onalplanung als Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises wahr. 

 (2) Die Landkreise und kreisfreien Städte können die Aufgabe der Regional-

planung einem Zweckverband oder dem Regionalverband „Großraum Braun-

schweig“ übertragen oder sonstige Möglichkeiten der Zusammenarbeit nach 

dem Niedersächsischen Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit nutzen, 

wenn die Abgrenzung des Planungsraums dem Landes-Raumordnungspro-

gramm nicht widerspricht. 

 

§ 21 

Übergangsvorschrift 

 (1) 1Verfahren zur Aufstellung und zur Änderung von Raumordnungsplänen 

sowie Raumordnungsverfahren, die vor dem 29. November 2017 förmlich ein-

geleitet wurden, werden nach den bis zum 28. November 2017 geltenden Fas-

sungen dieses Gesetzes und des Raumordnungsgesetzes abgeschlossen. 2Ist 

mit gesetzlich vorgeschriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens noch nicht 

begonnen worden, so können diese auch nach den ab dem 29. November 

2017 geltenden Fassungen dieses Gesetzes und des Raumordnungsgesetzes 

durchgeführt werden. 

 (2) 1In Raumordnungsverfahren, die vor dem 15. März 2020 förmlich einge-

leitet wurden, werden gesetzlich vorgeschriebene einzelne Schritte des Verfah-

rens, die vor dem 15. März 2020 begonnen, aber noch nicht abgeschlossen 

wurden, nach den bis zum 14. März 2020 geltenden Fassungen dieses Geset-

zes und des Raumordnungsgesetzes abgeschlossen. 2Ist in Raumordnungs-

verfahren, die vor dem 15. März 2020 förmlich eingeleitet wurden, mit gesetz-

lich vorgeschriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens bis zum 14. März 

2020 noch nicht begonnen worden, so werden diese nach den ab dem 15. 

März 2020 geltenden Fassungen dieses Gesetzes und des Raumordnungsge-

setzes durchgeführt. 
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 (3) 1In Raumordnungsverfahren, die vor dem 20. Oktober 2021 förmlich ein-

geleitet wurden, werden gesetzlich vorgeschriebene einzelne Schritte des Ver-

fahrens, die vor dem 20. Oktober 2021 begonnen, aber noch nicht abgeschlos-

sen wurden, nach den bis zum 19. Oktober 2021 geltenden Fassungen dieses 

Gesetzes und des Raumordnungsgesetzes abgeschlossen. 2Ist in Raumord-

nungsverfahren, die vor dem 20. Oktober 2021 förmlich eingeleitet wurden, mit 

gesetzlich vorgeschriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens bis zum 19. 

Oktober 2021 noch nicht begonnen worden, so können diese auch nach den ab 

dem 20. Oktober 2021 geltenden Fassungen dieses Gesetzes und des Raum-

ordnungsgesetzes durchgeführt werden. 

 

§ 22 

Besondere Verfahrensmöglichkeiten bis zum 31. Dezember 2022 

(1) 1Von einer Erörterung nach § 3 Abs. 4 Satz 1 und von einer Erörterung nach 

§ 10 Abs. 7 Halbsatz 1 kann abgesehen werden. 2Die Erörterung ist durch ei-

nen Austausch in schriftlicher oder elektronischer Form oder im Rahmen einer 

Telefon- oder Videokonferenz zu ersetzen, soweit dies möglich ist und keinen 

unverhältnismäßigen Aufwand verursacht. 

 (2) 1Die Landesplanungsbehörde kann über Erfordernis, Gegenstand, Um-

fang und Ablauf des Raumordnungsverfahrens ohne Antragskonferenz nach 

§ 10 Abs. 1 Satz 1 entscheiden. 2Die Antragskonferenz ist durch einen Aus-

tausch in schriftlicher oder elektronischer Form oder im Rahmen einer Telefon- 

oder Videokonferenz zu ersetzen, soweit dies möglich ist und keinen unverhält-

nismäßigen Aufwand verursacht; § 10 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 (3) Die Landesplanungsbehörde kann die in § 10 Abs. 5 Sätze 7 bis 9 vorge-

sehene Äußerung zur Niederschrift ausschließen, wenn die Entgegennahme 

von Äußerungen zur Niederschrift nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-

wand möglich wäre; auf den Ausschluss von Äußerungen zur Niederschrift ist 

bei der öffentlichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 5 Satz 4 ausdrücklich 

hinzuweisen. 

 (4) 1Die Absätze 1 bis 3 finden auch auf Verfahren Anwendung, die vor dem 

18. Juli 2020 begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wurden. 2Wird in ei-

nem solchen Verfahren von den in Satz 1 genannten Regelungen Gebrauch 

gemacht, so ist den Betroffenen Gelegenheit zu geben, sich auf die neue Situa-

tion einzurichten. 
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Anlage 3 

zu § 1 Abs. 2 der Verordnung über das Landes-

Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) 

 in der Fassung vom 26. September 2017 (Nds. GVBl. 2017, 378) 

Aufbau der beschreibenden und zeichnerischen Darstellung der 

Regionalen Raumordnungsprogramme;  

Regelungsinhalte von Planzeichen*  

– AUSZUG (nur Text) – 

 

 01  1Der Aufbau der beschreibenden Darstellung der Regionalen 

Raumordnungsprogramme hat in den Grundzügen dem dieser Verordnung zu 

entsprechen. 2In die Regionalen Raumordnungsprogramme übernommene Zie-

le oder Grundsätze der Raumordnung sind durch Verweise auf die entspre-

chenden Ziffern dieser Verordnung kenntlich zu machen. 3Die Ziele der Raum-

ordnung sind durch Fettdruck zu kennzeichnen. 

 

 02  1Grundlage der zeichnerischen Darstellung der Regionalen Raum-

ordnungsprogramme sind die Topographische Karte im Maßstab 1 : 50 000, 

deren digitale Rasterdaten oder ein gleichwertiges digitales Landschaftsmodell. 
2Für die Übernahme und räumliche Konkretisierung der Ziele und Grundsätze 

dieser Verordnung und der daraus abgeleiteten Festlegungen der Regionalen 

Raumordnungsprogramme sind die in Ziffer 04 aufgeführten farbigen Planzei-

chen zu verwenden; sofern im Hinblick auf die Lesbarkeit der zeichnerischen 

Darstellungen Abweichungen von diesen Planzeichen notwendig werden, sind 

diese mit der obersten Landesplanungsbehörde abzustimmen. 3Die Planzei-

chen können auch digital erstellt werden. 4Soweit für Festlegungen der Regio-

nalen Raumordnungsprogramme keine Planzeichen vorgegeben sind, sollen 

diese im Hinblick auf eine landesweite Standardisierung mit der obersten Lan-

desplanungsbehörde abgestimmt werden. 5Durch Textziffern in der Legende 

der zeichnerischen Darstellung ist auf die entsprechenden Aussagen der be-

schreibenden Darstellung hinzuweisen. 

 

 03  1Bestandsdarstellungen und rechtsverbindliche Planungen sollen 

nur insoweit in die zeichnerische Darstellung aufgenommen werden, als sie für 

                                                 
* Hinweis: Rechtsverordnung aufgrund der Verordnungsermächtigung des § 5 Abs. 8 NROG 
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die Entwicklung des Planungsraumes von Bedeutung sind und gesichert wer-

den sollen. 2Darstellungen außerhalb des Planungsraumes sollen nachrichtlich 

aufgenommen werden, soweit es sich um grenzüberschreitend abgestimmte 

Planungsziele handelt oder dies zum Verständnis des Planungszusammen-

hangs notwendig ist. 3In der Legende ist darauf hinzuweisen, dass es sich hier-

bei um nachrichtliche Darstellungen handelt. 
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 
in der Fassung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), geändert durch Artikel 14 des 

Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

 

- AUSZUG - 
 

 

Redaktioneller Hinweis: Die im Bundesgesetzblatt verkündete amtliche Fassung des 
UVPG enthält keine Satznummerierung. Um die Zitierung von Regelungen zu erleich-
tern, wurde in nachstehender Lesefassung eine Satznummerierung eingefügt. 

Bei den abgedruckten Vorschriften handelt es sich im Wesentlichen um solche,  

 die entweder unmittelbar das Verhältnis von Raumordnungsrecht und Verfahrens-
recht für Umweltprüfungen regeln (§§ 1 Abs. 4, 48, 49 UVPG) oder 

 auf die das ROG oder das NROG unmittelbar verweisen oder  

 auf die die im ROG oder NROG benannten UVPG-Vorschriften ihrerseits verwei-
sen.  

In der Inhaltsübersicht des UVPG sind zur Erleichterung der systematischen Einord-
nung der Vorschriften die Überschriften der zugehörigen Gliederungsabschnitte mit 
abgedruckt. 
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Teil 2 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Abschnitt 1 

Voraussetzungen für eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

§ 4  Umweltverträglichkeitsprüfung 

   

Abschnitt 2 
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Verfahrensschritte der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

§ 16 UVP-Bericht 

§ 17 Beteiligung anderer Behörden 

§ 18 Beteiligung der Öffentlichkeit 

§ 19 Unterrichtung der Öffentlichkeit 
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§ 22 Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit bei Änderungen im Laufe des Ver-

fahrens 
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§ 42 Beteiligung der Öffentlichkeit 

§ 43 Abschließende Bewertung und Berücksichtigung 

§ 44 Bekanntgabe der Entscheidung über die Annahme oder Ablehnung des 
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Besondere Verfahrensvorschriften für bestimmte Umwelt-
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§ 48 Raumordnungspläne 

§ 49 Raumordnungsverfahren 

 

Teil 5 

Grenzüberschreitende Umweltprüfungen 
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Grenzüberschreitende Umweltverträglichkeitsprüfung 
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§ 56 Grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung bei inländischen Vor-

haben 

§ 57 Übermittlung des Bescheids 

   

Abschnitt 2 

Grenzüberschreitende Strategische Umweltprüfung 
 

§ 60 Grenzüberschreitende Behördenbeteiligung bei inländischen Plänen 

und Programmen 

§ 61 Grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung bei inländischen Plä-

nen und Programmen 

   
 

§ 1  

Anwendungsbereich 

 (4) 1Dieses Gesetz findet Anwendung, soweit Rechtsvorschriften des Bundes 

oder der Länder die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht näher bestimmen oder 

die wesentlichen Anforderungen dieses Gesetzes nicht beachten. 
2Rechtsvorschriften mit weitergehenden Anforderungen bleiben unberührt. 

 

§ 2  

Begriffsbestimmungen 

 (1) Schutzgüter im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit, 

2. Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

3. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 

4. kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie 

5. die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 

 (2) 1Umweltauswirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind unmittelbare und 

mittelbare Auswirkungen eines Vorhabens oder der Durchführung eines Plans 

oder Programms auf die Schutzgüter. 2Dies schließt auch solche Auswirkungen 

des Vorhabens ein, die aufgrund von dessen Anfälligkeit für schwere Unfälle 

oder Katastrophen zu erwarten sind, soweit diese schweren Unfälle oder Kata-

strophen für das Vorhaben relevant sind. 
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 (3) Grenzüberschreitende Umweltauswirkungen im Sinne dieses Gesetzes 

sind Umweltauswirkungen eines Vorhabens in einem anderen Staat. 

 (4) Vorhaben im Sinne dieses Gesetzes sind nach Maßgabe der Anlage 1 

1. bei Neuvorhaben 

 a) die Errichtung und der Betrieb einer technischen Anlage, 

 b) der Bau einer sonstigen Anlage, 

 c) die Durchführung einer sonstigen in Natur und Landschaft eingreifenden 

Maßnahme, 

2. bei Änderungsvorhaben 

 a) die Änderung, einschließlich der Erweiterung, der Lage, der Beschaf-

fenheit oder des Betriebs einer technischen Anlage, 

 b) die Änderung, einschließlich der Erweiterung, der Lage oder der Be-

schaffenheit einer sonstigen Anlage, 

 c) die Änderung, einschließlich der Erweiterung, der Durchführung einer 

sonstigen in Natur und Landschaft eingreifenden Maßnahme. 

 (5) 1Windfarm im Sinne dieses Gesetzes sind drei oder mehr Windkraftanla-

gen, deren Einwirkungsbereich sich überschneidet und die in einem funktiona-

len Zusammenhang stehen, unabhängig davon, ob sie von einem oder mehre-

ren Vorhabenträgern errichtet und betrieben werden. 2Ein funktionaler Zusam-

menhang wird insbesondere angenommen, wenn sich die Windkraftanlagen in 

derselben Konzentrationszone oder in einem Gebiet nach § 7 Absatz 3 des 

Raumordnungsgesetzes befinden. 

 (6) Zulassungsentscheidungen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. die Bewilligung, die Erlaubnis, die Genehmigung, der Planfeststellungsbe-

schluss und sonstige behördliche Entscheidungen über die Zulässigkeit von 

Vorhaben, die in einem Verwaltungsverfahren getroffen werden, einschließ-

lich des Vorbescheids, der Teilgenehmigung und anderer Teilzulassungen, 

mit Ausnahme von Anzeigeverfahren, 

2. Linienbestimmungen und andere Entscheidungen in vorgelagerten Verfahren 

nach den §§ 47 und 49, 

3. Beschlüsse nach § 10 des Baugesetzbuchs über die Aufstellung, Änderung 
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oder Ergänzung von Bebauungsplänen, durch die die Zulässigkeit von be-

stimmten Vorhaben im Sinne der Anlage 1 begründet werden soll, sowie Be-

schlüsse nach § 10 des Baugesetzbuchs über Bebauungspläne, die Plan-

feststellungsbeschlüsse für Vorhaben im Sinne der Anlage 1 ersetzen. 

 (7) 1Pläne und Programme im Sinne dieses Gesetzes sind nur solche bun-

desrechtlich oder durch Rechtsakte der Europäischen Union vorgesehenen 

Pläne und Programme, die 

1. von einer Behörde ausgearbeitet und angenommen werden, 

2. von einer Behörde zur Annahme durch eine Regierung oder im Wege eines 

Gesetzgebungsverfahrens ausgearbeitet werden oder 

3. von einem Dritten zur Annahme durch eine Behörde ausgearbeitet werden. 

2Ausgenommen sind Pläne und Programme, die ausschließlich Zwecken der 

Verteidigung oder der Bewältigung von Katastrophenfällen dienen, sowie Fi-

nanz- und Haushaltspläne und -programme. 

 (8) Öffentlichkeit im Sinne dieses Gesetzes sind einzelne oder mehrere na-

türliche oder juristische Personen sowie deren Vereinigungen. 

 (9) Betroffene Öffentlichkeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede Person, deren 

Belange durch eine Zulassungsentscheidung oder einen Plan oder ein Pro-

gramm berührt werden; hierzu gehören auch Vereinigungen, deren satzungs-

mäßiger Aufgabenbereich durch eine Zulassungsentscheidung oder einen Plan 

oder ein Programm berührt wird, darunter auch Vereinigungen zur Förderung 

des Umweltschutzes. 

 (10) Umweltprüfungen im Sinne dieses Gesetzes sind Umweltverträglich-

keitsprüfungen und Strategische Umweltprüfungen. 

 (11) Einwirkungsbereich im Sinne dieses Gesetzes ist das geographische 

Gebiet, in dem Umweltauswirkungen auftreten, die für die Zulassung eines 

Vorhabens relevant sind. 

 

§ 3  

Grundsätze für Umweltprüfungen 

 1Umweltprüfungen umfassen die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung 

der erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens oder eines Plans oder Pro-

gramms auf die Schutzgüter. 2Sie dienen einer wirksamen Umweltvorsorge 
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nach Maßgabe der geltenden Gesetze und werden nach einheitlichen Grund-

sätzen sowie unter Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. 

 

§ 4  

Umweltverträglichkeitsprüfung 

 Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist unselbständiger Teil verwaltungsbe-

hördlicher Verfahren, die Zulassungsentscheidungen dienen. 

 

§ 16  

UVP-Bericht 

 (1) 1Der Vorhabenträger hat der zuständigen Behörde einen Bericht zu den 

voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorzule-

gen, der zumindest folgende Angaben enthält: 

1. eine Beschreibung des Vorhabens mit Angaben zum Standort, zur Art, zum 

Umfang und zur Ausgestaltung, zur Größe und zu anderen wesentlichen 

Merkmalen des Vorhabens, 

2. eine Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile im Einwirkungsbereich 

des Vorhabens, 

3. eine Beschreibung der Merkmale des Vorhabens und des Standorts, mit de-

nen das Auftreten erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen des Vorha-

bens ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden soll, 

4. eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen, mit denen das Auftreten er-

heblicher nachteiliger Umweltauswirkungen des Vorhabens ausgeschlossen, 

vermindert oder ausgeglichen werden soll, sowie eine Beschreibung geplan-

ter Ersatzmaßnahmen, 

5. eine Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen 

des Vorhabens, 

6. eine Beschreibung der vernünftigen Alternativen, die für das Vorhaben und 

seine spezifischen Merkmale relevant und vom Vorhabenträger geprüft wor-

den sind, und die Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl 

unter Berücksichtigung der jeweiligen Umweltauswirkungen sowie 

7. eine allgemein verständliche, nichttechnische Zusammenfassung des UVP-

Berichts. 
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2Bei einem Vorhaben nach § 1 Absatz 1, das einzeln oder im Zusammenwirken 

mit anderen Vorhaben, Projekten oder Plänen geeignet ist, ein Natura 2000-

Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, muss der UVP-Bericht Angaben zu den 

Auswirkungen des Vorhabens auf die Erhaltungsziele dieses Gebiets enthalten. 

 (2) Der UVP-Bericht ist zu einem solchen Zeitpunkt vorzulegen, dass er mit 

den übrigen Unterlagen ausgelegt werden kann. 

 (3) Der UVP-Bericht muss auch die in Anlage 4 genannten weiteren Anga-

ben enthalten, soweit diese Angaben für das Vorhaben von Bedeutung sind. 

 (4) 1Inhalt und Umfang des UVP-Berichts bestimmen sich nach den Rechts-

vorschriften, die für die Zulassungsentscheidung maßgebend sind. 2In den Fäl-

len des § 15 stützt der Vorhabenträger den UVP-Bericht zusätzlich auf den Un-

tersuchungsrahmen. 

 (5) 1Der UVP-Bericht muss den gegenwärtigen Wissensstand und gegenwär-

tige Prüfmethoden berücksichtigen. 2Er muss die Angaben enthalten, die der 

Vorhabenträger mit zumutbarem Aufwand ermitteln kann. 3Die Angaben müs-

sen ausreichend sein, um 

1. der zuständigen Behörde eine begründete Bewertung der Umweltauswirkun-

gen des Vorhabens nach § 25 Absatz 1 zu ermöglichen und 

2. Dritten die Beurteilung zu ermöglichen, ob und in welchem Umfang sie von 

den Umweltauswirkungen des Vorhabens betroffen sein können. 

 (6) Zur Vermeidung von Mehrfachprüfungen hat der Vorhabenträger die vor-

handenen Ergebnisse anderer rechtlich vorgeschriebener Prüfungen in den 

UVP-Bericht einzubeziehen. 

 (7) 1Der Vorhabenträger muss durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, 

dass der UVP-Bericht den Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 6 ent-

spricht. 2Die zuständige Behörde hat Nachbesserungen innerhalb einer ange-

messenen Frist zu verlangen, soweit der Bericht den Anforderungen nicht ent-

spricht. 

 (8) 1Sind kumulierende Vorhaben, für die jeweils eine Umweltverträglich-

keitsprüfung durchzuführen ist, Gegenstand paralleler oder verbundener Zulas-

sungsverfahren, so können die Vorhabenträger einen gemeinsamen UVP-

Bericht vorlegen. 2Legen sie getrennte UVP-Berichte vor, so sind darin auch 

jeweils die Umweltauswirkungen der anderen kumulierenden Vorhaben als 

Vorbelastung zu berücksichtigen. 
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 (9) Der Vorhabenträger hat den UVP-Bericht auch elektronisch vorzulegen. 

 

§ 17  

Beteiligung anderer Behörden 

 (1) Die zuständige Behörde unterrichtet die Behörden, deren umweltbezoge-

ner Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, einschließlich der von 

dem Vorhaben betroffenen Gemeinden und Landkreise sowie der sonstigen im 

Landesrecht vorgesehenen Gebietskörperschaften, über das Vorhaben und 

übermittelt ihnen den UVP-Bericht. 

 (2) 1Die zuständige Behörde holt die Stellungnahmen der unterrichteten Be-

hörden ein. 2Für die Stellungnahmen gilt § 73 Absatz 3a des Verwaltungsver-

fahrensgesetzes entsprechend. 

 

§ 18  

Beteiligung der Öffentlichkeit 

 (1) 1Die zuständige Behörde beteiligt die Öffentlichkeit zu den Umweltaus-

wirkungen des Vorhabens. 2Der betroffenen Öffentlichkeit wird im Rahmen der 

Beteiligung Gelegenheit zur Äußerung gegeben. 3Dabei sollen nach dem Um-

welt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannte Vereinigungen die zuständige Behörde in 

einer dem Umweltschutz dienenden Weise unterstützen. 4Das Beteiligungsver-

fahren muss den Anforderungen des § 73 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 bis 7 

des Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechen. 

 (2) 1In einem vorgelagerten Verfahren oder in einem Planfeststellungsverfah-

ren über einen Wege- und Gewässerplan mit landschaftspflegerischem Be-

gleitplan nach § 41 des Flurbereinigungsgesetzes kann die zuständige Behörde 

abweichend von Absatz 1 und abweichend von § 73 Absatz 6 des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes auf die Durchführung eines Erörterungstermins ver-

zichten. 2Auf eine Benachrichtigung nach § 73 Absatz 5 Satz 3 des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes kann in einem vorgelagerten Verfahren verzichtet 

werden. 

 

§ 19  

Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 (1) Bei der Bekanntmachung zu Beginn des Beteiligungsverfahrens unter-

richtet die zuständige Behörde die Öffentlichkeit 
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1. über den Antrag auf Zulassungsentscheidung oder über eine sonstige Hand-

lung des Vorhabenträgers zur Einleitung eines Verfahrens, in dem die Um-

weltverträglichkeit geprüft wird, 

2. über die Feststellung der UVP-Pflicht des Vorhabens nach § 5 sowie, falls 

erforderlich, über die Durchführung einer grenzüberschreitenden Beteiligung 

nach den §§ 54 bis 56, 

3. über die für das Verfahren und für die Zulassungsentscheidung jeweils zu-

ständigen Behörden, bei denen weitere relevante Informationen erhältlich sind 

und bei denen Äußerungen oder Fragen eingereicht werden können, sowie 

über die festgelegten Fristen zur Übermittlung dieser Äußerungen oder Fragen, 

4. über die Art einer möglichen Zulassungsentscheidung, 

5. darüber, dass ein UVP-Bericht vorgelegt wurde, 

6. über die Bezeichnung der das Vorhaben betreffenden entscheidungserhebli-

chen Berichte und Empfehlungen, die der zuständigen Behörde zum Zeitpunkt 

des Beginns des Beteiligungsverfahrens vorliegen, 

7. darüber, wo und in welchem Zeitraum die Unterlagen nach den Nummern 5 

und 6 zur Einsicht ausgelegt werden sowie 

8. über weitere Einzelheiten des Verfahrens der Beteiligung der Öffentlichkeit. 

 (2) 1Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens legt die zuständige Behörde 

zumindest folgende Unterlagen zur Einsicht für die Öffentlichkeit aus: 

1. den UVP-Bericht, 

2. die das Vorhaben betreffenden entscheidungserheblichen Berichte und 

Empfehlungen, die der zuständigen Behörde zum Zeitpunkt des Beginns des 

Beteiligungsverfahrens vorgelegen haben. 

2In Verfahren nach § 18 Absatz 2 und § 1 der Atomrechtlichen Verfahrensver-

ordnung können die Unterlagen abweichend von § 18 Absatz 1 Satz 4 bei der 

Genehmigungsbehörde oder bei einer geeigneten Stelle in der Nähe des 

Standorts des Vorhabens ausgelegt werden. 

 (3) Weitere Informationen, die für die Zulassungsentscheidung von Bedeu-

tung sein können und die der zuständigen Behörde erst nach Beginn des Betei-

ligungsverfahrens vorliegen, sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen 

des Bundes und der Länder über den Zugang zu Umweltinformationen zugäng-

lich zu machen. 
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§ 20  

Zentrale Internetportale; Verordnungsermächtigung 

 (1) 1Für die Zugänglichmachung des Inhalts der Bekanntmachung nach § 19 

Absatz 1 und der nach § 19 Absatz 2 auszulegenden Unterlagen im Internet 

richten Bund und Länder zentrale Internetportale ein. 2Die Zugänglichmachung 

erfolgt im zentralen Internetportal des Bundes, wenn die Zulassungsbehörde 

eine Bundesbehörde ist. 3Für den Aufbau und Betrieb des zentralen Internet-

portals des Bundes ist das Umweltbundesamt zuständig. 

 (2) 1Die zuständige Behörde macht den Inhalt der Bekanntmachung nach 

§ 19 Absatz 1 und die in § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Un-

terlagen über das einschlägige zentrale Internetportal zugänglich. 2Maßgeblich 

ist der Inhalt der ausgelegten Unterlagen. 

 (3) Der Inhalt der zentralen Internetportale kann auch für die Zwecke der Be-

richterstattung nach § 73 verwendet werden. 

 (4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-

stimmung des Bundesrates Folgendes zu regeln: 

1. die Art und Weise der Zugänglichmachung nach den Absätzen 1 und 2 so-

wie 

2. die Dauer der Speicherung der Unterlagen. 

 (5) Alle in das zentrale Internetportal einzustellenden Unterlagen sind elekt-

ronisch vorzulegen. 

 

§ 21 

 Äußerungen und Einwendungen der Öffentlichkeit 

 (1) Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der Beteiligung schrift-

lich oder zur Niederschrift bei der zuständigen Behörde äußern. 

 (2) Die Äußerungsfrist endet einen Monat nach Ablauf der Frist für die Aus-

legung der Unterlagen. 

 (3) 1Bei Vorhaben, für die Unterlagen in erheblichem Umfang eingereicht 

worden sind, kann die zuständige Behörde eine längere Äußerungsfrist festle-

gen. 2Die Äußerungsfrist darf die nach § 73 Absatz 3a Satz 1 des Verwaltungs-

verfahrensgesetzes zu setzende Frist nicht überschreiten. 

 (4) 1Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässig-
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keit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 

Titeln beruhen, ausgeschlossen. 2Hierauf weist die zuständige Behörde in der 

Bekanntmachung der Auslegung oder bei der Bekanntgabe der Äußerungsfrist 

hin. 

 (5) Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf 

die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen. 

 

§ 22  

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit bei Änderungen  

im Laufe des Verfahrens 

 (1) 1Ändert der Vorhabenträger im Laufe des Verfahrens die Unterlagen, die 

nach § 19 Absatz 2 auszulegen sind, so ist eine erneute Beteiligung der Öffent-

lichkeit erforderlich. 2Sie ist jedoch auf die Änderungen zu beschränken. 
3Hierauf weist die zuständige Behörde in der Bekanntmachung hin. 

 (2) 1Die zuständige Behörde soll von einer erneuten Beteiligung der Öffent-

lichkeit absehen, wenn zusätzliche erhebliche oder andere erhebliche Umwelt-

auswirkungen nicht zu besorgen sind. 2Dies ist insbesondere dann der Fall, 

wenn solche Umweltauswirkungen durch die vom Vorhabenträger vorgesehe-

nen Vorkehrungen ausgeschlossen werden. 

 

§ 42  

Beteiligung der Öffentlichkeit 

 (1) Für die Öffentlichkeitsbeteiligung gelten § 18 Absatz 1 sowie die §§ 19, 

21 Absatz 1 und § 22 entsprechend, soweit nachfolgend nichts anderes be-

stimmt wird. 

 (2) 1Der Entwurf des Plans oder Programms, der Umweltbericht sowie weite-

re Unterlagen, deren Einbeziehung die zuständige Behörde für zweckmäßig 

hält, werden frühzeitig für eine angemessene Dauer von mindestens einem 

Monat öffentlich ausgelegt. 2Auslegungsorte sind unter Berücksichtigung von 

Art und Inhalt des Plans oder Programms von der zuständigen Behörde so 

festzulegen, dass eine wirksame Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit ge-

währleistet ist. 

 (3) 1Die betroffene Öffentlichkeit kann sich zu dem Entwurf des Plans oder 

Programms und zu dem Umweltbericht äußern. 2Die zuständige Behörde be-

stimmt für die Äußerung eine angemessene Frist von mindestens einem Monat 
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nach Ende der Auslegungsfrist. 3Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind alle Äuße-

rungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-

hen. 4Hierauf ist in der Bekanntmachung der Auslegung oder bei der Bekannt-

gabe der Äußerungsfrist hinzuweisen. 5Ein Erörterungstermin ist durchzufüh-

ren, soweit Rechtsvorschriften des Bundes dies für bestimmte Pläne und Pro-

gramme vorsehen. 

 

§ 43  

Abschließende Bewertung und Berücksichtigung 

 (1) 1Nach Abschluss der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung überprüft 

die zuständige Behörde die Darstellungen und Bewertungen des Umweltbe-

richts unter Berücksichtigung der ihr nach den §§ 41, 42, 60 Absatz 1 und § 61 

Absatz 1 übermittelten Stellungnahmen und Äußerungen. 2Bei der Überprüfung 

gelten die in § 40 Absatz 3 bestimmten Maßstäbe. 

(2) Das Ergebnis der Überprüfung nach Absatz 1 ist im Verfahren zur Aufstel-

lung oder Änderung des Plans oder Programms zu berücksichtigen. 

 

§ 44  

Bekanntgabe der Entscheidung über die Annahme oder  

Ablehnung des Plans oder Programms 

 (1) 1Die Annahme eines Plans oder Programms ist öffentlich bekannt zu ma-

chen. 2Die Ablehnung eines Plans oder Programms kann öffentlich bekannt 

gemacht werden. 

 (2) Bei Annahme des Plans oder Programms sind folgende Informationen 

zur Einsicht auszulegen: 

1. der angenommene Plan oder das angenommene Programm, 

2. eine zusammenfassende Erklärung, wie Umwelterwägungen in den Plan o-

der das Programm einbezogen wurden, wie der Umweltbericht nach § 40 

sowie die Stellungnahmen und Äußerungen nach den §§ 41, 42, 60 Absatz 1 

und § 61 Absatz 1 berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der an-

genommene Plan oder das angenommene Programm nach Abwägung mit 

den geprüften Alternativen gewählt wurde, 

3. eine Aufstellung der Überwachungsmaßnahmen nach § 45 sowie 

4. eine Rechtsbehelfsbelehrung, soweit über die Annahme des Plans oder Pro-
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gramms nicht durch Gesetz entschieden wird. 

 

§ 48  

Raumordnungspläne 

 1Besteht für die Aufstellung eines Raumordnungsplans nach diesem Gesetz 

die SUP-Pflicht, so wird die Strategische Umweltprüfung einschließlich der 

Überwachung nach dem Raumordnungsgesetz durchgeführt. 2Auf einen 

Raumordnungsplan nach Anlage 5 Nummer 1.5 oder 1.6, der Flächen für die 

Windenergienutzung oder für den Abbau von Rohstoffen ausweist, ist § 1 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 4 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes nicht anzuwen-

den. 

 

§ 49  

Raumordnungsverfahren 

 (1) Für das Raumordnungsverfahren bei Vorhaben, für die nach diesem Ge-

setz die UVP-Pflicht besteht, wird die Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 

Planungsstand des jeweiligen Vorhabens, einschließlich der Standortalternati-

ven nach § 15 Absatz 1 Satz 3 des Raumordnungsgesetzes, durchgeführt, so-

weit durch Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 (2) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren kann die Prüfung der Umweltver-

träglichkeit auf zusätzliche erhebliche oder andere erhebliche Umweltauswir-

kungen des Vorhabens beschränkt werden. 

 (3) Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens nach § 15 des Raumord-

nungsgesetzes kann nur im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gegen die 

nachfolgende Zulassungsentscheidung überprüft werden. 

 

§ 54  

Benachrichtigung eines anderen Staates 

 (1) 1Wenn ein Vorhaben, für das eine UVP-Pflicht besteht, erhebliche grenz-

überschreitende Umweltauswirkungen haben kann, benachrichtigt die zustän-

dige deutsche Behörde frühzeitig die von dem anderen Staat benannte Behör-

de durch Übersendung geeigneter Unterlagen über das Vorhaben. 2Wenn der 

andere Staat keine Behörde benannt hat, so wird die oberste für Umweltange-

legenheiten zuständige Behörde des anderen Staates benachrichtigt. 

 (2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein anderer Staat um Benachrichtigung 
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ersucht. 

 (3) Die Benachrichtigung und die geeigneten Unterlagen sind in deutscher 

Sprache und in einer Amtssprache des anderen Staates zu übermitteln. 

 (4) Die zuständige deutsche Behörde bittet die von dem anderen Staat be-

nannte Behörde um Mitteilung innerhalb einer angemessenen Frist, ob eine Be-

teiligung erwünscht wird. 

 (5) Teilt der andere Staat mit, dass eine Beteiligung gewünscht wird, so fin-

det eine grenzüberschreitende Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach 

Maßgabe der §§ 55 bis 57 statt. 

 (6) Wenn ein Vorhaben, für das die UVP-Pflicht besteht, grenzüberschrei-

tende Umweltauswirkungen haben kann und der andere Staat eine Beteiligung 

nicht wünscht, kann sich die betroffene Öffentlichkeit des anderen Staates am 

inländischen Beteiligungsverfahren nach Maßgabe der §§ 18 bis 22 beteiligen. 

 

§ 55  

Grenzüberschreitende Behördenbeteiligung bei inländischen Vorhaben 

 (1) Die zuständige deutsche Behörde übermittelt der benannten Behörde des 

anderen Staates sowie weiteren von dieser angegebenen Behörden, soweit die 

Angaben nicht in der Benachrichtigung enthalten waren, 

1. den Inhalt der Bekanntmachung nach § 19 Absatz 1 und 

2. die Unterlagen, die nach § 19 Absatz 2 zur Einsicht für die Öffentlichkeit 

auszulegen sind. 

 (2) 1Folgende Unterlagen sind in deutscher Sprache und in einer Amtsspra-

che des anderen Staates zu übermitteln: 

1. der Inhalt der Bekanntmachung nach § 19 Absatz 1, 

2. die nichttechnische Zusammenfassung des UVP-Berichts sowie 

3. die Teile des UVP-Berichts, die es den beteiligten Behörden und der Öffent-

lichkeit des anderen Staates ermöglichen, die voraussichtlichen erheblichen 

nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen des Vorhabens ein-

zuschätzen und dazu Stellung zu nehmen oder sich zu äußern. 

2Die zuständige Behörde kann verlangen, dass ihr der Vorhabenträger eine 

Übersetzung dieser Angaben in die entsprechende Amtssprache zur Verfügung 
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stellt. 

 (3) Die zuständige deutsche Behörde unterrichtet die benannte Behörde des 

anderen Staates sowie weitere von dieser angegebene Behörden über den ge-

planten zeitlichen Ablauf des Genehmigungsverfahrens. 

 (4) 1Die zuständige deutsche Behörde gibt der benannten Behörde des an-

deren Staates sowie weiteren von dieser angegebenen Behörden mindestens 

im gleichen Umfang wie den nach § 17 zu beteiligenden Behörden Gelegenheit 

zur Stellungnahme. 2Für die Stellungnahmen gilt § 73 Absatz 3a des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes entsprechend. 

 (5) 1Soweit erforderlich oder soweit der andere Staat darum ersucht, führen 

die zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden innerhalb eines ver-

einbarten, angemessenen Zeitrahmens mit dem anderen Staat Konsultationen 

durch, insbesondere über die grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen des 

Vorhabens und über die Maßnahmen zu deren Vermeidung oder Verminde-

rung. 2Die Konsultationen können von einem geeigneten Gremium durchgeführt 

werden, das aus Vertretern der zuständigen obersten Bundes- und Länderbe-

hörden und aus Vertretern des anderen Staates besteht. 

 (6) Die zuständige deutsche Behörde übermittelt den beteiligten Behörden 

des anderen Staates in einer Amtssprache des anderen Staates sonstige für 

das Verfahren der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung we-

sentliche Unterlagen, insbesondere Einladungen zum Erörterungstermin und zu 

Konsultationen. 

 (7) Die beteiligten Behörden des anderen Staates können ihre Mitteilungen 

und Stellungnahmen in einer ihrer Amtssprachen übermitteln. 

 

§ 56  

Grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung  

bei inländischen Vorhaben 

 (1) Bei der grenzüberschreitenden Öffentlichkeitsbeteiligung kann sich die 

Öffentlichkeit des anderen Staates am Verfahren nach den §§ 18 bis 22 beteili-

gen. 

 (2) Die zuständige deutsche Behörde wirkt darauf hin, dass 

1. das Vorhaben in dem anderen Staat auf geeignete Weise bekannt gemacht 

wird und 
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2. dabei angegeben wird, 

 a) wo, in welcher Form und in welchem Zeitraum die Unterlagen nach § 19 

Absatz 2 der Öffentlichkeit des anderen Staates zugänglich gemacht 

werden, 

 b) welcher deutschen Behörde in welcher Form und innerhalb welcher 

Frist die betroffene Öffentlichkeit des anderen Staates Äußerungen 

übermitteln kann sowie 

 c) dass im Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit mit Ablauf der fest-

gelegten Frist alle Äußerungen für das Verfahren über die Zulässigkeit 

des Vorhabens ausgeschlossen sind, die nicht auf besonderen privat-

rechtlichen Titeln beruhen. 

 (3) Die zuständige deutsche Behörde kann der betroffenen Öffentlichkeit des 

anderen Staates die elektronische Übermittlung von Äußerungen auch abwei-

chend von den Voraussetzungen des § 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfah-

rensgesetzes gestatten, sofern im Verhältnis zum anderen Staat für die elekt-

ronische Übermittlung die Voraussetzungen der Grundsätze von Gegenseitig-

keit und Gleichwertigkeit erfüllt sind. 

 (4) Die Öffentlichkeit des anderen Staates kann ihre Äußerungen in einer 

ihrer Amtssprachen übermitteln. 

 

§ 57  

Übermittlung des Bescheids 

 (1) Die zuständige deutsche Behörde übermittelt der benannten Behörde des 

anderen Staates sowie denjenigen Behörden des anderen Staates, die Stel-

lungnahmen abgegeben haben, in deutscher Sprache den Zulassungsbe-

scheid. Zusätzlich übermittelt sie in einer Amtssprache des anderen Staates 

1. die Teile des Bescheids, die es den beteiligten Behörden und der Öffentlich-

keit des anderen Staates ermöglichen, zu erkennen, 

 a) auf welche Art und Weise die voraussichtlichen erheblichen nachteiligen 

grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie Ge-

sichtspunkte oder Maßnahmen zum Ausschluss, zur Verminderung oder 

zum Ausgleich solcher Auswirkungen bei der Zulassungsentscheidung 

berücksichtigt worden sind und 

 b) auf welche Art und Weise die Stellungnahmen der Behörden und die 
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Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit des anderen Staates sowie 

die Ergebnisse der Konsultationen nach § 55 Absatz 5 bei der Zulas-

sungsentscheidung berücksichtigt worden sind sowie 

2. die Rechtsbehelfsbelehrung. 

 (2) Die zuständige deutsche Behörde wirkt darauf hin, dass der betroffenen 

Öffentlichkeit des anderen Staates 

1. die Zulassungsentscheidung auf geeignete Weise bekannt gemacht wird und 

2. der Bescheid einschließlich der übersetzten Teile zugänglich gemacht wird. 

 

§ 60  

Grenzüberschreitende Behördenbeteiligung bei inländischen Plänen und 

Programmen 

 (1) 1Für die grenzüberschreitende Behördenbeteiligung bei Strategischen 

Umweltprüfungen gelten die Vorschriften über die Benachrichtigung eines an-

deren Staates nach § 54 und für die grenzüberschreitende Behördenbeteiligung 

nach § 55 entsprechend. 2Bei der Benachrichtigung der zuständigen Behörde 

eines anderen Staates ist ein Exemplar des Plan- oder Programmentwurfs und 

des Umweltberichts zu übermitteln. 

 (2) 1Die zuständige deutsche Behörde übermittelt den beteiligten Behörden 

des anderen Staates die Benachrichtigung in einer Amtssprache des anderen 

Staates. 2Bei der Durchführung der grenzüberschreitenden Behördenbeteili-

gung übermittelt sie zumindest folgende Unterlagen in der Amtssprache des 

anderen Staates: 

1. den Inhalt der Bekanntmachung nach § 42 in Verbindung mit § 19 Absatz 1, 

2. die nichttechnische Zusammenfassung des Umweltberichts sowie 

3. die Teile des Plan- oder Programmentwurfs und des Umweltberichts, die es 

den beteiligten Behörden und der Öffentlichkeit des anderen Staates ermög-

lichen, die voraussichtlichen erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden 

Umweltauswirkungen des Vorhabens einzuschätzen und dazu Stellung zu 

nehmen oder sich zu äußern. 

 (3) Die zuständige deutsche Behörde setzt eine angemessene Frist, inner-

halb derer die zuständige Behörde des anderen Staates Gelegenheit zur Stel-

lungnahme hat. 
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§ 61  

Grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung bei inländischen Plänen 

und Programmen 

 (1) 1Für die grenzüberschreitende Öffentlichkeitsbeteiligung bei Strategi-

schen Umweltprüfungen gilt § 56 entsprechend. 2Die in dem anderen Staat be-

troffene Öffentlichkeit kann sich am Verfahren nach § 42 beteiligen. 

 (2) 1Die zuständige deutsche Behörde übermittelt bei der Annahme des 

Plans oder Programms dem beteiligten anderen Staat die in § 44 Absatz 2 ge-

nannten Informationen. 2Dabei übermittelt sie folgende Informationen auch in 

einer Amtssprache des anderen Staates: 

1. die Entscheidung zur Annahme des Programms, 

2. die Teile der zusammenfassenden Erklärung, die es den beteiligten Behör-

den und der Öffentlichkeit des anderen Staates ermöglichen zu erkennen, 

auf welche Art und Weise 

 a) der Plan oder das Programm die im Umweltbericht dargestellten vo-

raussichtlichen erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Um-

weltauswirkungen sowie Maßnahmen zum Ausschluss, zur Verringe-

rung oder zum Ausgleich dieser Auswirkungen berücksichtigt, 

 b) die Stellungnahmen der Behörden und die Äußerungen der betroffenen 

Öffentlichkeit des anderen Staates sowie die Ergebnisse der Konsultati-

onen nach § 60 Absatz 1 in Verbindung mit § 55 Absatz 5 berücksich-

tigt, 

3. eine Rechtsbehelfsbelehrung, soweit über die Annahme des Plans oder Pro-

gramms nicht durch Gesetz entschieden wird, und 

4. sonstige Unterlagen, die für das Verfahren der grenzüberschreitenden Stra-

tegischen Umweltprüfung wesentlich sind. 
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Baugesetzbuch (BauGB) 

 

in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 
  

 

- AUSZUG -  
 

 

Redaktioneller Hinweis: Die im Bundesgesetzblatt verkündete amtliche Fassung des 
BauGB enthält keine Satznummerierung. Um die Zitierung von Regelungen zu erleich-
tern, wurde in nachstehender Lesefassung eine Satznummerierung eingefügt. 

 

 

Inhaltsübersicht 

 
§ 1  Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung  

§ 35 Bauen im Außenbereich 
 

§ 1  

Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung 

 (1) Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der 

Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs vorzuberei-

ten und zu leiten. 

 (2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) 

und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan). 

 (4) Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

 (7) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

 (8) Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs über die Aufstellung von Bauleitplä-

nen gelten auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung. 

 

§ 35  

Bauen im Außenbereich 

 (1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange 

nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn 
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es  

1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen unterge-

ordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt,  

2. einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient,  

3. der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Telekommunikationsdienst-

leistungen, Wärme und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder einem ortsge-

bundenen gewerblichen Betrieb dient,  

4. wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung, wegen seiner 

nachteiligen Wirkung auf die Umgebung oder wegen seiner besonderen 

Zweckbestimmung nur im Außenbereich ausgeführt werden soll, es sei 

denn, es handelt sich um die Errichtung, Änderung oder Erweiterung einer 

baulichen Anlage zur Tierhaltung, die dem Anwendungsbereich der Nummer 

1 nicht unterfällt und die einer Pflicht zur Durchführung einer standortbezo-

genen oder allgemeinen Vorprüfung oder einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, 

wobei bei kumulierenden Vorhaben für die Annahme eines engen Zusam-

menhangs diejenigen Tierhaltungsanlagen zu berücksichtigen sind, die auf 

demselben Betriebs- oder Baugelände liegen und mit gemeinsamen betrieb-

lichen oder baulichen Einrichtungen verbunden sind,  

5. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie 

dient,  

6. der energetischen Nutzung von Biomasse im Rahmen eines Betriebs nach 

Nummer 1 oder 2 oder eines Betriebs nach Nummer 4, der Tierhaltung be-

treibt, sowie dem Anschluss solcher Anlagen an das öffentliche Versor-

gungsnetz dient, unter folgenden Voraussetzungen:  

 a) das Vorhaben steht in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit 

dem Betrieb,  

 b) die Biomasse stammt überwiegend aus dem Betrieb oder überwiegend 

aus diesem und aus nahe gelegenen Betrieben nach den Nummern 1, 2 

oder 4, soweit letzterer Tierhaltung betreibt,  

 c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben und  

 d) die Kapazität einer Anlage zur Erzeugung von Biogas überschreitet 

nicht 2,3 Millionen Normkubikmeter Biogas pro Jahr, die Feuerungs-

wärmeleistung anderer Anlagen überschreitet nicht 2,0 Megawatt,  
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7. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen 

Zwecken oder der Entsorgung radioaktiver Abfälle dient, mit Ausnahme der 

Neuerrichtung von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerbli-

chen Erzeugung von Elektrizität, oder  

8. der Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an und auf Dach- und Außen-

wandflächen von zulässigerweise genutzten Gebäuden dient, wenn die An-

lage dem Gebäude baulich untergeordnet ist.  

 (2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre 

Ausführung oder Benutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt und die 

Erschließung gesichert ist.  

 (3) 1Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn 

das Vorhaben  

1. den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht,  

2. den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbeson-

dere des Wasser-, Abfall- oder Immissionsschutzrechts, widerspricht,  

3. schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt 

wird,  

4. unwirtschaftliche Aufwendungen für Straßen oder andere Verkehrseinrich-

tungen, für Anlagen der Versorgung oder Entsorgung, für die Sicherheit oder 

Gesundheit oder für sonstige Aufgaben erfordert,  

5. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, 

des Denkmalschutzes oder die natürliche Eigenart der Landschaft und ihren 

Erholungswert beeinträchtigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstal-

tet,  

6. Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeinträchtigt, die Wasser-

wirtschaft oder den Hochwasserschutz gefährdet,  

7. die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung be-

fürchten lässt oder  

8. die Funktionsfähigkeit von Funkstellen und Radaranlagen stört.  

2Raumbedeutsame Vorhaben dürfen den Zielen der Raumordnung nicht wider-

sprechen; öffentliche Belange stehen raumbedeutsamen Vorhaben nach Ab-

satz 1 nicht entgegen, soweit die Belange bei der Darstellung dieser Vorhaben 

als Ziele der Raumordnung abgewogen worden sind. 3Öffentliche Belange ste-
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hen einem Vorhaben nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 in der Regel auch dann 

entgegen, soweit hierfür durch Darstellungen im Flächennutzungsplan oder als 

Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist.
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Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 

Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 

(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) 

vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353) 

- AUSZUG - 
 

 

Redaktioneller Hinweis: Die im Bundesgesetzblatt verkündete amtliche Fassung des 
PlanSiG enthält keine Satznummerierung. Um die Zitierung von Regelungen zu er-
leichtern, wurde in nachstehender Lesefassung eine Satznummerierung eingefügt. 

 

Inhaltsübersicht 
§ 1  Anwendungsbereich 

§ 2  Ortsübliche und öffentliche Bekanntmachungen  

§ 3  Auslegung von Unterlagen oder Entscheidungen 

§ 4  Erklärungen zur Niederschrift  

§ 5  Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antrags-

konferenzen  

§ 6  Übergangsregelung  

§ 7  Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

 

§ 1 

Anwendungsbereich 

 1Dieses Gesetz gilt für Verfahren nach  

1.  dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung […] 

5.  dem Raumordnungsgesetz […] 

2Die in den Nummern 1 bis 24 genannten Gesetze sind in ihrer jeweils gelten-

den Fassung anzuwenden. 

 

§ 2 

Ortsübliche und öffentliche Bekanntmachungen 

 (1) 1Ist in Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen eine ortsübliche 

oder öffentliche Bekanntmachung angeordnet und ist nach den dafür geltenden 
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Vorschriften der Anschlag an einer Amtstafel oder die Auslegung zur Einsicht-

nahme vorgesehen, so können der Anschlag oder die Auslegung durch eine 

Veröffentlichung des Inhalts der Bekanntmachung im Internet ersetzt werden, 

wenn die jeweilige Bekanntmachungsfrist spätestens mit Ablauf des 31. De-

zember 2022 endet. 2Zusätzlich hat zumindest eine Bekanntmachung in einem 

amtlichen Veröffentlichungsblatt oder einer örtlichen Tageszeitung zu erfolgen.  

 (2) Für die Veröffentlichung im Internet gilt § 27a Absatz 1 Satz 2 und Absatz 

2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend.  

 

§ 3  

Auslegung von Unterlagen oder Entscheidungen 

 (1) 1Ist in Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen eine Auslegung 

von Unterlagen oder Entscheidungen angeordnet, auf die nach den für die Aus-

legung geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, so kann die Ausle-

gung durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt werden, wenn die jeweilige 

Auslegungsfrist spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 2022 endet. 2Für die 

Veröffentlichung im Internet gilt § 27a Absatz 1 Satz 2 des Verwaltungsverfah-

rensgesetzes entsprechend. 3In der Bekanntmachung der Auslegung ist darauf 

hinzuweisen, dass und wo die Veröffentlichung im Internet erfolgt. 4Soweit Re-

gelungen in den in § 1 genannten Gesetzen den Zugang über ein zentrales In-

ternetportal vorsehen, bleiben diese unberührt. 5Der Vorhabenträger hat An-

spruch darauf, dass seine Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse von der Behör-

de nicht unbefugt offenbart werden. 6Er kann der Veröffentlichung im Internet 

widersprechen, wenn er die Gefährdung von Betriebs- oder Geschäftsgeheim-

nissen oder wichtiger Sicherheitsbelange befürchtet. 7Widerspricht der Vorha-

benträger der Veröffentlichung im Internet, hat die Behörde das Verfahren bis 

zu einer Auslegung auszusetzen.  

 (2) 1Die angeordnete Auslegung soll daneben als zusätzliches Informations-

angebot erfolgen, soweit dies nach Feststellung der zuständigen Behörde den 

Umständen nach möglich ist. 2Unterbleibt eine Auslegung, hat die zuständige 

Behörde zusätzlich zur Veröffentlichung nach Absatz 1 Satz 1 andere leicht zu 

erreichende Zugangsmöglichkeiten, etwa durch öffentlich zugängliche Lesege-

räte oder in begründeten Fällen durch Versendung zur Verfügung zu stellen. 
3Auf diese Zugangsmöglichkeiten ist in der Bekanntmachung nach § 2 Absatz 1 

hinzuweisen.  

 (3) Die Behörde kann von einem Vorhabenträger verlangen, dass er die Un-

terlagen, die er bei der Behörde zum Zwecke der Bekanntmachung durch die 
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Behörde einzureichen hat, in einem verkehrsüblichen elektronischen Format 

einreicht.  

 

§ 4 

Erklärungen zur Niederschrift 

 (1) In Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen kann die Abgabe von 

Erklärungen zur Niederschrift bei der Behörde ausgeschlossen werden, wenn 

die jeweilige Erklärungsfrist spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 2022 en-

det und die zuständige Behörde festgestellt hat, dass innerhalb der Erklärungs-

frist eine Entgegennahme zur Niederschrift nicht oder nur mit unverhältnismä-

ßigem Aufwand möglich sein würde.  

 (2) 1In Fällen des Absatzes 1 hat die zuständige Behörde einen Zugang für 

die Abgabe von elektronischen Erklärungen bereitzuhalten. 2In den Bekannt-

machungen, in denen sonst auf die Möglichkeit der Abgabe von Erklärungen 

zur Niederschrift hingewiesen wird, ist auf die Möglichkeit der Abgabe elektro-

nischer Erklärungen und den Ausschluss der Abgabe von Erklärungen zur Nie-

derschrift hinzuweisen.  

 

§ 5 

Erörterungstermine, mündliche Verhandlungen und Antragskonferenzen 

 (1) Ist in Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Durchführung 

eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung in das Ermessen 

der Behörde gestellt, können bei der Ermessensentscheidung auch geltende 

Beschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie und das Risiko der weite-

ren Ausbreitung des Virus berücksichtigt werden.  

 (2) Ist in Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen die Durchführung 

eines Erörterungstermins oder einer mündlichen Verhandlung angeordnet, auf 

die nach den dafür geltenden Vorschriften nicht verzichtet werden kann, genügt 

eine Online-Konsultation nach Absatz 4.  

 (3) 1Die zur Teilnahme an einem Erörterungstermin oder einer mündlichen 

Verhandlung Berechtigten sind von der Durchführung der ersatzweisen Online-

Konsultation zu benachrichtigen. 2§ 73 Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungs-

verfahrensgesetzes gilt entsprechend.  

 (4) 1Für die Online-Konsultation werden den zur Teilnahme Berechtigten die 

sonst im Erörterungstermin oder der mündlichen Verhandlung zu behandelnden 
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Informationen zugänglich gemacht. 2Ihnen ist innerhalb einer vorher bekannt zu 

machenden angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich schriftlich oder 

elektronisch dazu zu äußern. 3Die zuständige Behörde hat geeignete Vorkeh-

rungen dafür zu treffen, dass nur die nach den Sätzen 1 und 2 Berechtigten 

Zugang zu der Online-Konsultation haben. 4Die Regelungen über die Online-

Konsultation lassen den bereits eingetretenen Ausschluss von Einwendungen 

unberührt. § 3 Absatz 1 Sätze 5 bis 7 gelten entsprechend.  

 (5) 1Die Online-Konsultation nach Absatz 4 kann mit Einverständnis der zur 

Teilnahme Berechtigten durch eine Telefon- oder Videokonferenz ersetzt wer-

den. 2Absatz 4 gilt mit Ausnahme von Satz 2 in diesem Fall entsprechend. 
3Über die Telefon- oder Videokonferenz ist ein Protokoll zu führen.  

 (6) In Verfahren nach den in § 1 genannten Gesetzen kann die zuständige 

Behörde anstelle der Durchführung einer Antragskonferenz Gelegenheit zur 

schriftlichen oder elektronischen Stellungnahme geben.  

 (7) § 3 Absatz 3 gilt entsprechend.  

 

§ 6 

Übergangsregelung 

 (1) 1Die Regelungen dieses Gesetzes sind auch auf bereits vor Inkrafttreten 

dieses Gesetzes begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Verfahren an-

wendbar. 2Ein Verfahrensschritt, der bereits begonnen wurde, ist jedoch zu 

wiederholen, wenn er nach diesem Gesetz durchgeführt werden soll. 
3Abweichend von Satz 2 ist ein Verfahrensschritt, der bereits vor dem 16. März 

2020 begonnen wurde, nicht zu wiederholen, wenn der Beteiligungsschritt in 

diesem Verfahrensschritt, der teilweise oder ganz entfallen oder erschwert wor-

den ist, nach diesem Gesetz hätte entfallen können und lediglich der Hinweis 

auf das Unterbleiben einer einzelnen Beteiligungsmöglichkeit vorab nicht erteilt 

werden konnte.  

 (2) Für Verfahrensschritte, bei denen von einer Regelung nach den §§ 2 bis 

5 Gebrauch gemacht worden ist und die mit Ablauf des 31. Dezember 2022 

noch nicht abgeschlossen sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes bis 

zum Abschluss des jeweiligen Verfahrensschrittes weiter.  

 (3) 1Die für die in § 1 genannten Verfahren geltenden Fehlerfolgenregelun-

gen sind entsprechend anzuwenden und bleiben im Übrigen unberührt. 2Fehler 

bei Bekanntmachungen haben keine Auswirkung auf die Rechtmäßigkeit der 

Verfahren, wenn der Hinweiszweck der Bekanntmachung erfüllt ist.  
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§ 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 (1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  

 (2) Die §§ 1 bis 5 des Planungssicherstellungsgesetzes treten mit Ablauf des 

31. Dezember 2022 außer Kraft. Im Übrigen tritt das Gesetz mit Ablauf des 30. 

September 2027 außer Kraft. 



 

 

 


